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„Wir sind endlich auf der poli-
tischen Zielgeraden angekom-
men, unsere langjährigen Forde-
rungen finden sich in der Geset-
zesvorlage eins zu eins wieder“, 
sagte GdP-Chef Malchow vor 
der Mitte März unter Beteiligung 
der GdP stattgefundenen Exper-
tenanhörung im Deutschen Bun-
destag zum von Bundesjustizmi-
nister Heiko Maas vorgelegten 
sogenannten Schutzparagrafen 
für Vollstreckungsbeamte und 
Rettungskräfte.            Seite 14

Ob autonome Schiffe kommen 
werden, werde in der Fachwelt 
mehrheitlich mit ja beantwortet. 
Offen sei die Frage nach dem 
Wann. Schätzungen reichten 
dafür von 2020 bis 2040, erläu-
tert DP-Autor Burkhard Klär. Für 
den GdP-Bundesfachausschuss 
Wasserschutzpolizei (im Bild) auf 
jeden Fall ein Thema der nahen 
Zukunft.                       Seite 34

Angesichts der aktuellen Ent-
wicklung auf dem Zweiradmarkt 
müsse davon ausgegangen wer-
den, dass die Unfallbelastung 
zukünftig weiter zunehmen und 
eine Beteiligung von Pedelecs 
und E-Bikes am Unfallgesche-
hen zum polizeilichen Alltag 
gehören werde, prophezeit DP-
Autor Richard Lüken.    Seite 35
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Wenn es für Sie als Held
mal nicht so super läuft, sind wir da.

SIGNAL IDUNA Gruppe
Unternehmensverbindungen Öffentlicher Dienst
Joseph-Scherer-Straße 3
44139 Dortmund
Telefon 0231 135-2551
polizei-info@pvag.de, www.pvag.de

ExklusivesAngebot fürPolizei-beamte

Als Polizeibeamter sorgen Sie für Sicherheit. Aber wer sorgt für Ihre Sicherheit? Verlassen Sie sich am besten auf einen starken

Partner – auf SIGNAL IDUNA. Die zur SIGNAL IDUNA Gruppe gehörende PVAG Polizeiversicherungs-AG bietet Ihnen speziell auf

Ihre Bedürfnisse zugeschnittenen Unfallschutz. Schließlich kennen wir die besonderen Risiken, die Ihr Dienst mit sich bringt.

Informieren Sie sich jetzt!

056323-006_Signal-Iduna.pdf; s1; (210.00 x 280.00 mm); 18.Apr 2016 09:15:29; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien
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„Alle Erfolge, die Gewerkschaften in 
den vergangenen Jahrzehnten erreicht 
haben, leben hieraus: Wir sind viele, 
wir sind eins! Wir sind viele: Wir sind 
Junge und Alte, Frauen und Männer, 
Migrantinnen und Migranten, Beschäf-
tigte, Erwerbslose, Rentnerinnen und 

Rentner. Wir sind eins: Wir kämpfen für 
mehr soziale Gerechtigkeit und stehen 
für eine Gesellschaft, die die Würde der 
Menschen auch in der Arbeitswelt res-
pektiert und schützt. Wir demonstrieren 
am 1. Mai für eine soziale, tolerante, 
demokratische und solidarische Gesell-
schaft in Deutschland und in Europa.

Wir demonstrieren für mehr        
soziale Gerechtigkeit!

Ob auf dem Arbeitsmarkt, bei der 
Rente, bei der Krankenversicherung, 
bei den Löhnen – es geht nicht gerecht 
zu in Deutschland. Wir haben aber ein 
Recht auf anständige Löhne, auf sichere 
Arbeitsverträge, auf Absicherung in der 
Arbeitslosigkeit. Wir wollen den Schutz 
von Tarifverträgen und mehr Mitbe-
stimmung, gerade mit Blick auf Heraus-
forderungen wie die Digitalisierung. 
Eine solidarische Gesellschaft bedeutet, 
ein gerechtes Steuerkonzept zu haben, 
das Reiche mehr belastet als Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer und 
einen handlungsfähigen Staat finan-
ziert: Wir wollen einen Staat, der eine 
zukunftsfähige Infrastruktur aufbaut 
und pflegt, bezahlbare Wohnungen 
baut und einen öffentlichen Dienst hat, 
der seine Aufgaben gut erfüllen kann. 
Die Rentnerinnen und Rentner, heute 
und in Zukunft, haben ein Recht auf ein 
Leben in Würde. Unsere Kinder sind 
unsere Zukunft – sie haben das Recht 

1. Mai 2017: Wir sind viele. 
Wir sind eins.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) hat in seinem Aufruf zum dies-
jährigen Tag der Arbeit auf die Erfolge der Gewerkschaften verwiesen, 
zugleich mehr soziale Gerechtigkeit gefordert und an die Würde der Men-
schen auch in der Arbeitswelt erinnert. Nachfolgend veröffentlicht DEUT-
SCHE POLIZEI den Aufruf im Wortlaut: 

auf gute Bildung. Es ist eine Frage der 
Gerechtigkeit, dass Arbeitgeber bei 
den Sozialversicherungsbeiträgen den 
hälftigen Anteil zahlen!

Deswegen fordern wir

• eine höhere Tarifbindung und 
   einen Ausbau der Mitbestimmung
   für Gute Arbeit;
• neue Perspektiven für mehr 
   Gerechtigkeit auf dem Arbeits- 
   markt;
• eine Stärkung der gesetzlichen
   Rente für einen Lebensabend in
   Würde;
• eine gerechte Finanzierung der
   gesetzlichen Krankenversiche-
   rung;
• Investitionen für einen handlungs-
   fähigen Staat und einen guten 
   öffentlichen Dienst;
• ein Steuerkonzept, das Arbeitneh-
   merinnen und Arbeitnehmer 
   entlastet und Vermögende belas- 
   tet;
• eine Reformkommission Bildung,
   die sich für Gute Bildung für alle 
   einsetzt;
• eine gerechte Bezahlung der 
   Frauen.

2017 als Wahljahr in Deutschland 
und Europa ist von besonderer Bedeu-
tung. Wir rufen Alle auf, wählen zu 
gehen!

Unsere Geschichte verpflichtet uns 
zum Handeln gegen Krieg und Into-
leranz, gegen Rassismus und Antise-
mitismus.

Der 1. Mai ist unser Tag der So-
lidarität und kein Ort für Nazis und 
Rechtspopulisten.

DGB Bundesvorstand

Weitere Infos 
für den DGB-Aufruf 
zum 1. Mai 2017

DGB-AUFRUF

Irgendwie gewinne ich den Ein-
druck, dass Sie einseitig berichten und 
sich auf Rechts eingeschossen haben. 
Erst Belehrungen zum Umgang mit 
der AfD. Jetzt Verhaltensregeln zu 
„Reichsbürger“-Ideologien. Will mir 
die GdP, zusammen mit linken Inte-
ressengemeinschaften, ein moralisches 
Geländer in die Hand geben, wie ich 
die Welt sehen muss. Wenn mir jeden 
Tag in den Medien diese Vergangen-
heit vorgeworfen wird, merke ich, wie 
sich in mir etwas gegen die Dauerprä-
sentation unserer Schande rührt. Die 
Bekämpfung des Rechtsterrorismus 
rechtfertigt kein Verschweigen von 
linken Verfassungsfeinden. Man hört 
kein Wort mehr von Baader-Meinhof, 
APO, SDS, Marcuse-Bewegung, RAF, 
StaSi. Noch nicht einmal davon, dass 
jetzt schon im Vorfeld des G20-Gipfels 
in Hamburg Polizeiautos abgefackelt 
werden. Von beiden Seiten gehen po-
tenzielle Gefahren aus. Von den einen 
offensiv, von den anderen defensiv.

Günter Klinger, Oberasbach

Anmerkung d. Red.: Der Anschlag 
auf das Fahrzeug der GdP-Hamburg 
ereignete sich nach dem Redaktions-
schluss der April-Ausgabe. Auf gdp.de 
sowie den GdP-Social-Media-Kanälen 
Twitter und Facebook wurde das Er-
eignis zeitnah berichtet und bewertet. 
Und ist jetzt auch Bestandteil der Mai-
Ausgabe.

Zu: Extremismus, 4/17

Soeben habe ich mit viel Interes-
se den Beitrag über „Reichsbürger“ 
in der April-Ausgabe gelesen. Aus 
diesem Anlass möchte ich Euch ei-
gene Erfahrungen schildern, die ich 
innerhalb meiner Familie mit einem 
„Reichsbürger“ gemacht habe. Ziel 
ist es, die Kollegen zu sensibilisieren 
und aufzuzeigen, wie schnell man in 
den Dunstkreis dieser „Reichsbürger“ 
gerückt werden kann.

Mitte März rief mich ganz auf-
geregt der Mann meiner 

Schwester an. Er gab an, soeben von 
Polizeibeamten festgenommen worden 
zu sein, da gegen ihn ein Haftbefehl 
bestünde. Ich muss dazu sagen, dass 
ich nur wenig Kontakt zu diesem Teil 
meiner Familie habe. Ich hatte jedoch 
gehört, dass in der Familie meiner 
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forum
LESERMEINUNG

Die Redaktion behält sich vor, 
Leserbriefe zu kürzen, um möglichst 
viele Kolleginnen und Kollegen zu 
Wort kommen zu lassen. Abge-
druckte Zuschriften geben nicht 
unbedingt die Meinung der Redak-
tion wieder. Anonyme Zuschriften 
werden nicht berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:
	  
GdP-Bundesvorstand
Redaktion DEUTSCHE POLIZEI
Stromstraße 4 
10555 Berlin 
Tel.: 030/39 99 21-113
Fax: 030/39 99 21-200
E-Mail:  
gdp-pressestelle@gdp.de

Der Kollege Wendelborn irrt in vie-
lerlei Hinsicht. Er schreibt erstens, dass 
er bestreite, dass die „DDR-Bürger 
dankbar für den tollen Umtauschkurs 
der DDR-Mark sein müssten, da diese 
Währung kaum einen Wert hatte“. Er 
sollte bedenken, dass die Ost-Mark 
nicht getauscht, sondern von der Bun-
desregierung verschenkt wurde. Sie 
war völlig wertlos, dafür hätte man sich 
nirgends in Westeuropa auch nur ein 
Brötchen kaufen können. Man konnte 
gerade mal in West-Berlin diese Wäh-
rung zum Kurs von 1:4 beziehungswei-
se 1:5 tauschen, um die Eintrittsgelder 
in den Osten in Höhe von 25 D-Mark 
(DM) etwas zu kompensieren. Als die 
Schleusen geöffnet wurden, stieg der 
Kurs auf 1:10 bis 1:20. Das Monopoly-
geld diente lediglich als Waren- und 
Dienstleistungsgutschein für den Bin-
nengebrauch. Selbst in den Comecon-
Bruderländern wurde die Ostmark 
von DDR-Touristen nur widerwillig 
akzeptiert. Hat man sich in ostdeut-
schen Zeitungen die Inserate der 
Schwarzarbeiter angesehen, wurden 
Dienstleistungen nur gegen „blaue 
Kacheln“ (100-DM-Scheine) angebo-
ten, denn die Bevölkerung wollte die 
eigene Währung auch nicht. Bückware 
hat man vielfach auch nur gegen DM 
bekommen. Die Menschen haben al-
les getan, um durch Korruption an 
Westgeld zu gelangen. Viele Bürger 
hatten Zehntausende von Ostmark auf 
den Konten, nur konnten sie sich dafür 
nichts kaufen, weil es nichts gab. Und 
diese marode Währung wurde dann im 
Verhältnis 1:1 oder 1:2 getauscht, da 
die Drohung im Raum stand: „Kommt 
die DM nicht zu uns, gehen wir zur 
DM“. Um diese Flut aufzuhalten, die 
niemand verkraftet hätte, wurde die 
DM verschenkt.

Zweitens ist es völlig daneben, 
zu behaupten, dass auch in 

Ostdeutschland „hart gearbeitet und 

Zu: Lesermeinung des Kollegen 
Wendelborn, DP 4/17

daraus ein ansehnliches Land wur-
de“. Im Verhältnis zu den ärmsten 
Dritte-Welt-Staaten traf das in gerin-
gem Umfang sicherlich zu. Aber in 
weiten Teilen ist dieses Land heute 
noch nicht ansehnlich. Es gab ohne 
Zweifel einige Menschen, die hart 
gearbeitet hatten, meistens jedoch 
schwarz in die eigene Tasche. Viele 
Menschen hätten gern gearbeitet, 
wenn sie nur gekonnt und gedurft 
hätten. Wer wollte schon bei einem 
offiziellen Verdienst, der über 2.000 
Mark hinausging, 90 Prozent Steuern 
zahlen? Arbeit war kaum vorhanden, 
da auf dem Bau das meiste Material 
geklaut und auf der Datsche verarbei-
tet wurde und Nachschub gab es nicht. 
Im öffentlichen Dienst war man nur 
damit beschäftigt, sich stundenlang an 
Geschäfte anzustellen, wo man noch 
einmal wusste, ob es überhaupt und 
wenn, was es gab. Verkäufer hatten 
nichts zu tun, weil die Geschäfte leer 
waren. Das Gaststättenpersonal lun-
gerte den ganzen Tag rum, da sich die 
Gäste vor den leeren Gaststätten stun-
denlang auf der Straße anstellen muss-
ten, um platziert zu werden (außer 
in den devisenträchtigen Interhotels). 
Qualifiziertes Personal gab es nicht, 
die einzige Voraussetzung, um Vopo 
zu werden, war, dass man geradeaus 
laufen konnte. Erzieher und Lehrer 
waren damit beschäftigt, aus Kindern 
den sozialistischen Menschen zu for-
men, Wissen zu vermitteln stand im 
Hintergrund. Die Misswirtschaft des 
verbrecherischen Regimes in dieser 
Bananenrepublik hat jeglichen Fleiß 

davon gewusst, hätte ich den Haftbe-
fehl nicht bezahlt. Mein Schwager war 
– zumindest nach meinem Kenntnis-
stand – immer ein Mensch mit keiner-
lei Interesse an Politik. Unglaublich!

Name der Redaktion bekannt

Fortsetzung auf Seite 38

Schwester offenbar Probleme beste-
hen. In einem Telefonat bat mich mein 
Schwager darum, einen Geldbetrag für 
ihn zu begleichen, um eine Festnahme 
zu verhindern. Ohne groß zu zögern, 
fuhr ich zu einer Bank, holte das Geld 
und fuhr anschließend zum Anhalteort. 
Dort erwarteten mich drei uniformierte 
Kollegen und mein Schwager. Völlig 
unbedarft gab ich gegenüber der Kol-
legen an, dass ich ebenfalls Polizeibe-
amter sei und in welcher Behörde ich 
Dienst verrichten würde. Als die Kol-
legen mich daraufhin völlig entgeistert 
ansahen, machte ich mir noch keine 
Gedanken. Ich bezahlte den gefor-
derten Betrag in dem Haftbefehl, der 
aufgrund einer Steuerhinterziehung 
und daraus resultierenden nicht ge-
zahlten Geldstrafe ausgestellt worden 
war. Bis zu diesem Zeitpunkt war mir 
nicht bekannt, dass es sich bei meinem 
Schwager um einen „Reichsbürger“ 
handelt. Dieses erfuhr ich erst, als ich 
meinen Schwager zu einem Gespräch 
bat, um abzuklären, wie es überhaupt 
zu einem Haftbefehl kommen konnte.

In diesem Gespräch erläuterte mir 
mein Schwager seine verworrene 

Sicht auf diesen Staat. Er schilderte 
mir, dass er keine Briefe einer Behör-
de mehr annehmen würde und seine 
amtlichen Dokumente wie Personal-
ausweis und Reisepass abgegeben 
habe. Als er anschließend auch noch 
Zweifel an dem Mord eines „Reichs-
bürgers“ an einem Polizeibeamten 
äußerte, komplimentierte ich ihn aus 
meinem Haus.

Am gleichen Tag noch suchte ich 
den Leiter der Führungsstelle 

meiner Abteilung auf und schilderte 
ihm den Sachverhalt. Mir war zu die-
sem Zeitpunkt bereits klar, dass ich 
durch das Bezahlen des Haftbefehls 
in den Dunstkreis der „Reichsbürger“ 
gerückt werden würde. Ich ahnte be-
reits, dass die anhaltenden Kollegen, 
die den Haftbefehl vollstreckten, eine 
Meldung an meine Behörde schreiben 
würden. So kam es dann auch. Gott 
sei Dank war mein Vorgesetzter sehr 
verständnisvoll und sicherte mir seine 
Rückendeckung zu. Ob ich mich noch 
einmal zu dem Sachverhalt äußern 
muss, bleibt abzuwarten.

Ich möchte anmerken, dass ich wirk-
lich keine Ahnung von der Gesinnung 
meines Schwagers hatte. Hätte ich 
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TITEL

TATORT NETZ

CYBERCRIME
Historische Herausforderungen für die 

deutschen Ermittlungsbehörden
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Cybercrime umfasst die 
Straftaten, die sich ge-
gen das Internet, weitere 
Datennetze und informa-

tionstechnische Systeme oder deren 
Daten richten. Darunter verstehen 
Experten auch solche Straftaten, die 
mittels dieser Informationstechnik be-
gangen werden. Diese Definition steht 
im Einklang mit der Convention on 
Cybercrime des Europarates. Faktisch 
sind alle digitalen Nutzer von dieser 
Kriminalitätsform bedroht, wenn nicht 
gar betroffen, dies gilt sowohl für Pri-
vatpersonen als auch Firmen.

Die Bundesregierung stellt fest, 
dass es „immer mehr Cyber-

Angriffe gibt, und dass es immer 
schwieriger wird, diese abzuwenden“. 
Die digitale Welt veränderte sich in 
den vergangenen Jahren grundlegend 
und daher dürfen insbesondere die 
Sicherheitsbehörden nicht zu spät auf 
die Realitäten der Digitalisierung und 
die damit verbundenen zahlreichen 
Phänomenbereiche von mit dem In-
ternet verbundener Kriminalität rea-
gieren. Mit dem Darknet bildete sich 
eine Cyber-Plattform heraus, auf der 
Straftaten von erheblicher Schwere 
begangen werden.

Die Bandbreite der Straftaten im 
Netz und mit dessen Hilfe ist 

groß und umfasst Betrugshandlungen 
durch Verbreitung von Schadsoftware, 
Phishing (Abfischen) persönlicher 
Zugangsdaten, Netzwerkeinbrüchen 
und DDoS-Attacken (Distributed De-
nial of Service), die Verbreitung von 
Kinderpornografie bis zum Handel 
mit Waffen (siehe den Amoklauf in 
München) und Drogen. Cybersabo-
tage durch Angriffe auf Server und 
Webseiten, Cybermobbing, Cyberstal-
king, Cybergrooming (das gezielte An-

Von Dr. Stefan Goertz

Die Bedrohung durch Cyberkriminalität ist allgegenwärtig, kennt keine 
Landesgrenzen und keine verschlossenen Türen: Cybercrime ist dort, wo 
Menschen Computer und Smartphones nutzen, mittlerweile also überall. 
Das Bundeskriminalamt (BKA) geht aktuell von jährlich über 40 Millio-
nen Euro Schäden durch Cybercrime in Deutschland aus. Dies macht je-
doch nur einen Bruchteil des Tataufkommens beim Cybercrime aus. Das 
Dunkelfeld wird als hoch eingeschätzt. Die Grenzen zwischen Online- und 
Offline-Kriminalität verschwimmen, und Cybercrime ist zu einem Teil der 
Offline-Kriminalität der realen Welt geworden.

sprechen von Personen im Internet zur 
Anbahnung sexueller Kontakte) sowie 
der Besitz und das Verbreiten illegalen 
Materials im Internet wie Raubkopien 
zählen ebenfalls dazu.

Cybercrime und die Wahrneh-
mung der Behörden

Nach Aussage des Bundesinnenmi-
nisteriums „zählt die Gewährleistung 
von Freiheit und Sicherheit zu den 
Kernaufgaben des Staates. Dies gilt 
auch im Cyberraum.“ Aufgabe des 
Staates sei es daher, die Bürgerinnen 
und Bürger sowie Unternehmen in 
Deutschland gegen Bedrohungen aus 
dem Cyberraum zu schützen sowie 

Straftaten dort zu verhindern und zu 
verfolgen. Der Direktor von EUROPOL, 
Rob Wainright, analysierte Cybercrime 
Ende 2016 als „wirkliche und signifi-
kante Bedrohung unserer kollektiven 
Sicherheit in Europa“ und ist „besorgt 
über das deutlich gestiegene Niveau 
von Cybercrime, auch verbunden mit 
Straftaten wie Menschenhandel und 
Terrorismus“. Nach BKA-Angaben ist 
im Phänomenbereich – wie in keinem 
anderen Deliktsbereich – eine „konti-
nuierlich steigende Kriminalitätsent-
wicklung zu verzeichnen“. 

Ein sehr großes Dunkelfeld

Zusätzlich verweist das BKA darauf, 
dass gemessen an der Zahl der in der 
Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) 
registrierten Straftaten im Bereich 
Cybercrime von einem sehr großen 
Dunkelfeld auszugehen ist. Eine aktu-
elle Dunkelfeldstudie kommt zu dem 
Ergebnis, dass „lediglich neun Prozent 
aller Delikte im Bereich Cybercrime 
angezeigt werden“, also viele Fälle 
der Polizei und den Strafverfolgungs-
behörden nicht bekannt werden. Das 
Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung analysiert, dass Deutschland 
jährlich von mindestens 15 Millionen 

Dr. rer. pol. Stefan Goertz, Diplom-Politolo-
ge, ist Hochschullehrer an der Hochschule 
des Bundes, Fachbereich Bundespolizei in 
Lübeck, studierte unter anderem in Berlin 
und Damaskus/Syrien. Auslandseinsätze 
als Offizier der Bundeswehr im musli-
mischen Teil Bosniens (EUFOR) und im 
Libanon (UNIFIL). Promotion an der Carle-

ton University, Ottawa/Kanada und an der 
Universität der Bundeswehr in München im 
Bereich islamistischer Terrorismus und Hy-
bridakteure. Forschungsschwerpunkte sind 
islamistischer Terrorismus, Organisierte Kri-
minalität, Radikalisierungsforschung sowie 
der Cyber- und Informationsraum.
		      Foto: M. Frauenkron

TATORT NETZ

< Entwurf: Rembert Stolzenfeld
  Fotos:  Agentur: canstock



6   5 – 2017 DEUTSCHE POLIZEI  

Fällen von Internetkriminalität betrof-
fen ist, darunter mehr als 12 Millionen 
Fälle von Phishing, Identitätsbetrug 
und Angriffen mittels Schadsoftware. 
In Bezug auf durch Botnetze befalle-
ne Rechner liegt die Bundesrepublik 
weltweit auf Platz drei, hinter den USA 
und China.

Transnationaler Charakter         
erschwerend für Strafverfol-

gungsbehörden

Cybercrime muss als „die“ trans-
nationale Form von Organisierter Kri-
minalität (OK) bewertet werden, so 
stellt das BKA in 90,9 Prozent der Fälle 
aus dem Deliktsbereich Cybercrime 
Verbindungen ins Ausland fest. Im 
Vergleich zu 2015 stieg die Gesamt-
anzahl der OK-Gruppierungen im Be-

reich Cybercrime in der aktuell vor-
liegenden Analyse des BKA um 83,3 
Prozent. Die transnational agierenden 
Gruppierungen und Netzwerke der OK 
nutzen dabei die technischen Möglich-
keiten des Internets als Tatmittel und 
zu Zwecken der Kommunikation. Tat-
verabredung über soziale Netzwerke, 
anonymisierte Foren, konspirativer 
Informationsaustausch, Kryptierung 
und Verschleierung stellt die Strafver-
folgungsbehörden vor erhebliche He-
rausforderungen. Dadurch nimmt der 
zeitliche Aufwand der Ermittlungen 
stetig zu und könnte den personellen 
und technischen Kapazitäten der deut-
schen Strafverfolgungsbehörden sehr 
bald ihre Grenzen aufzeigen.

Die Folgen von Cyberangriffen 
beschränken sich nach Ansicht 

des Bundesinnenministeriums nicht 
nur auf das Internet, sondern „können 

gesellschaftliche, wirtschaftliche, poli-
tische und auch persönliche Schäden 
verursachen. Angriffe auf staatliche 
Institutionen mit dem Ziel der Aus-
spähung oder Sabotage können die 
Funktionsfähigkeit von Verwaltung, 
Streitkräften und Sicherheitsbehörden 
erheblich beeinträchtigen und damit 
Auswirkungen auf die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung in Deutschland 
haben.“

Darknet: Marktplatz                    
illegaler Mittel zur Verübung      

von Straftaten

Das Darknet („Dunkles Netz“) bil-
det das Dark Web, ist ein Teil des Deep 
Webs und besteht aus Netzwerken 
wie The Onion Router (Tor), Freenet 
oder Invisible Internet Project (I2P). Im 
Wesentlichen besteht das Darknet aus 
den „Black Markets“, die dem Handel 
mit in der Regel illegalen Gütern die-
nen (illegal erworbene Daten, Identi-
täten, Handel mit Betäubungsmitteln, 
Waffen, Falschgeld). Diese illegalen 
Märkte oder auch Schwarzmärkte im 
Internet nehmen seit Jahren eklatant 
zu. Durch die dabei festzustellende 
technische Anonymisierung stehen 
den Ermittlungsbehörden „herkömm-
liche“ Ermittlungs- und Identifizie-
rungsansätze (IP-Adressen, Domain-
namen, verifizierte Nutzerdaten) nicht 
zur Verfügung. Dadurch existiert die 
Gefahr des Darknet als strafverfol-
gungsfreier Raum.

Das Angebot in der Underground 
Economy im Darknet deckt aber 

nicht nur Waren, sondern auch Dien-
ste, Wissen, Know-how ab und wird als 
„Crime as a Service“ bezeichnet. Kurz 
gesagt: Das Darknet bietet Dienstlei-
stungen, mit denen die Durchführung 
jeder Art von Cybercrime ermögli-
cht wird, zum Beispiel Ransomware(-
toolkits), die Bereitstellung von Bot-
netzen für verschiedene kriminelle 
Aktivitäten, den Verkauf sensibler 

TATORT NETZ

Quelle: dpa-infografik/BKA

Foto: Ulrich Baumgarten/dpa
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Daten, zum Beispiel Zugangs- oder 
Zahlungsdaten und sogenannte Drop-
zones zum Ablegen illegal erlangter 
Informationen oder Waren. Dies hat 
in den vergangenen Jahren zu einer 
drastischen Erhöhung der Zahl der 
(potenziellen und/oder tatsächlichen) 
Täter geführt.

Verschlüsselte Dateien und      
Dokumente

Für digitale Erpressungen wird in 
der Regel sogenannte Ransomware 
– Locky oder neue Versionen von 
TeslaCrypt – eingesetzt, die krypto-
grafische Verfahren anwendet, um 
Dateien und Dokumente in infizierten 
IT-Systemen zu verschlüsseln. Für die 
Entschlüsselung der infizierten Da-
teien und Dokumente wird dann die 
Zahlung eines Lösegeldes (Englisch: 
Ransom) gefordert. Die entsprechende 
Ransomware (Schadsoftware) kann in 
den Foren der Underground Economy 
des Darknets kostengünstig erworben 
werden. Die Infizierung des IT-Sys-
tems beziehungsweise des Computers 
erfolgt über die unbemerkte Instal-
lation der Schadsoftware durch das 
Öffnen von E-Mail-Anhängen, durch 
Drive-by-Infection (unbewusste und 
unbeabsichtigte Infektion) beim Auf-
ruf infizierter Webseiten oder durch 
den Download von nicht verifizierten 
Dateien, beispielsweise in Tausch-
börsen/P2P (Peer to Peer)-Netzen, wo 
die Schadsoftware in der Regel als 
Video- oder Sounddatei getarnt zum 
Download angeboten wird. 

Ransomware entwickelte sich 
innerhalb weniger Jahre zum 

profitabelsten Malware-Typ, mit dem 
Cyber-Kriminelle Behörden, Unter-
nehmen, kommunale Dienstleister, 
aber auch Bildungseinrichtungen und 
Krankenhäuser sowie private Nutzer 
erpressen. Über fünf Milliarden US-
Dollar pro Jahr werden auf diese Wei-
se weltweit durch kriminelle Orga-
nisationen oder Individuen erlöst. In 
Deutschland stellt das Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik 
(BSI) seit Beginn 2016 einen eklatanten 
Anstieg dieser Fälle digitaler Löse-
gelderpressung bei Krankenhäusern, 
öffentlichen Institutionen und mittel-
ständischen Unternehmen fest. In den 
ersten zehn Monaten des vergange-
nen Jahres gab es über 65 Angriffe 
mit der Ransomware-Variante Samas/
Samsam/MSIL.B/C auf deutsche Kran-

kenhäuser. So mussten im Lukaskran-
kenhaus im niederrheinischen Neuss 
aufgrund eines Ransomware-Angriffs 
mehrere Operationen verschoben 
werden. Ähnliche Beispiele sind ein 
Fraunhofer-Institut in Bayreuth und 
das Innenministerium von Nordrhein-
Westfalen. IT-Sicherheitsanbieter 
sprechen von einem „Wettrüsten“ zwi-
schen Cyber-Kriminellen und Securi-
ty-Anbietern. Durchschnittlich 230.000 
neue digitale Schädlinge entstehen pro 
Tag, was mehr als 84 Millionen neue 
Malware-Exemplare allein im Jahr 
2016 bedeutet.

BKA-Präsident Holger Münch be-
tont die Wichtigkeit der Problematik, 
dass im Darknet eine „große kriminel-
le Palette von Geschäfte mit Waffen, 
Sprengstoff bis hin zu gefälschten Do-
kumenten wie Pässen und Ausweisen“ 
– siehe das Beispiel des Täters des An-
schlages auf den Berliner Weihnachts-
markt – in „vollkommener Anonymität 
abgewickelt werden kann“. Deshalb 
werde das BKA künftig, so Münch 
„solche Plattformen stärker kontrol-
lieren, Licht ins Dunkel bringen und 
Ermittlungen in den entsprechenden 
Foren und auf illegalen Marktplät-
zen zu einem weiteren Schwerpunkt 
machen“.

Cybercrime als historische 
Herausforderung für die Ermitt-

lungsbehörden

Bundesinnenminister Dr. Thomas de 
Maizière sagte auf der BKA-Herbstta-
gung Mitte November in Mainz, dass 
„Kriminelle schon immer neue Tech-
nologien genutzt haben, um Straftaten 
zu begehen oder sich der Strafverfol-
gung zu entziehen. Dies gilt heute 
besonders für den Cyberraum. Das 
Internet wird natürlich auch zur Ver-
abredung und zur Begehung schwerer 
Straftaten genutzt. Das Darknet bie-
tet kriminelle Dienstleistungen wie 
in einem anonymen Online-Shop zur 
Bestellung an. Es ist schwierig und 
aufwändig, hier zu ermitteln – „aber 
nicht aussichtslos.“ Diese Auffassung 
spiegelt die Einschätzung des EURO-
POL-Direktors, verschiedener Cyber-
Forscher und auch die Analysen des 
BKA.

Der Innenminister erklärte wei-
ter, dass „die Kriminalitäts-

bekämpfung im Internet nicht mehr 
Rechte für Sicherheitsbehörden als 
außerhalb des Internets braucht, aber 
auch nicht weniger. Die Sicherheits-
behörden müssen im Internet auch 
tatsächlich das technisch können, was 
sie rechtlich dürfen. Wir müssen bei 
der Entwicklung von IT-gestützten 
Ermittlungsmaßnahen unsere Kräfte 
bündeln – technische Hilfsmittel ent-
wickeln und auf dem neuesten Stand 
halten“.

Erfahrene Ermittler des Cybercrime-
Kompetenzzentrums allerdings for-
dern gesetzgeberische Korrekturen, 
um bestimmte Straftaten im Cyberbe-
reich überhaupt verfolgen zu können. 
So sollen die Katalogstrafen erweitert 
werden, sprich: Delikte, für deren Ver-
folgung die Daten aus der Vorratsda-
tenspeicherung genutzt werden dür-
fen. Gerade Fälle wie Phishing-Mails 
können ohne die durch Vorratsdaten-
speicherung gewonnenen Daten – hier 
die IP-Adressen der Tatverdächtigen 
– nicht verfolgt werden.

Der Präsident des BKA bewertete 
in seiner Rede „Vor welchen 

Herausforderungen steht die Poli-
zei?“ auf der Mainzer Herbsttagung 
die „Kompetenzvermutung – die Po-
lizei ist in der Lage, mit der Krimina-
litätsentwicklung Schritt zu halten, 
und die Integritätsvermutung – die 

Die Politik dringt zunehmend 
auf eine Regelung für die Zustän-
digkeit bei der Cyberabwehr in 
Deutschland. „Wir prüfen gerade 
die Möglichkeit und Notwendigkeit 
einer solchen Rechtsgrundlage“, 
sagte Bundesinnenminister Thomas 
de Maizière im April in der ARD. 
Es gehe um die Frage, „ist es das 
BKA, das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz, das Bundesamt für Si-
cherheit in der Informationstechnik 
(BSI)? Gefahrenabwehr ist zunächst 
die Aufgabe der Länder.“ Der Mi-
nister kündigte an, zu Beginn der 
nächsten Legislaturperiode habe 
man bei diesem Thema eine sehr 
wichtige Entscheidung zu treffen.                      	
			               red

Bundesinnenminister 
will Zuständigkeit 

im Cyberraum
gesetzlich regeln

TATORT NETZ
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Polizei nimmt ihre Befugnisse recht-
mäßig und verhältnismäßig wahr“ als 
entscheidend im Umgang mit den He-
rausforderungen des Cybercrime, um 
das Vertrauen der Bevölkerung in die 
Polizei zu erhalten. Als eine Kompo-
nente der wachsenden Unsicherheit in 
der Bevölkerung bezeichnete Münch 
„die Befürchtung vieler Bürgerinnen 
und Bürger, dass Politik und Behörden 
mit der Bewältigung aktueller Heraus-
forderungen überlastet sind. Sie haben 
Angst vor einem Kontrollverlust des 
Staates. Deshalb brauchen wir eine 
cyberfähige Polizei, die schnell auf 
Veränderungen reagieren kann und 
sich so selbstverständlich wie in der 
analogen Welt auch in der digitalen 
Welt präsent zeigt.“

In Bezug auf die Bekämpfung von 
Cyber-Angriffen, Cyber-Spionage 

und Cyber-Sabotage sollen künftig die 
Cyber-Kompetenzen deutscher Sicher-
heitsbehörden beim BKA und beim 
Bundesamt für Verfassungsschutz ge-
bündelt werden. Um auch verschlüs-
selte Kommunikation zu überwachen 
wird ein „schnellstmöglicher Einsatz 
von Quellen-Telekommunikations-
überwachung durch Polizei und Ver-
fassungsschutz“ gefordert. Dabei sol-
len die Anbieter von E-Mail-Diensten 
und die Betreiber sozialer Medien 
verpflichtet werden, Verkehrsdaten 
zu speichern. Korrespondierend dazu 
soll der Strafenkatalog, der zu einer 
Verkehrsdatenspeicherung ermächti-
gt, erweitert werden, etwa um den Tat-
bestand der Terrorismusfinanzierung.

Fazit

Die Bedrohung durch Cybercrime 
hat ein historisches Ausmaß erreicht. 

Individuelle Nutzer, Firmen, die Ver-
waltung, Sicherheitsbehörden und 
andere Stellen sind von heterogenen 
Formen dieses Phänomens bedroht, 
sodass sowohl eine behördenüber-
greifende, institutionelle Antwort des 
Staates nötig ist als auch das gesamtge-
sellschaftliche Schaffen eines Bewusst-
seins (awareness) für die Gefahren für 
jedes Individuum. Cybercrime und 
die transnationale OK entwickeln sich 
täglich weiter, bringen immer neue 
Tatziele und Modi Operandi hervor, 
die die aktuelle Sicherheitsarchitektur 
westlicher, demokratischer Industrie-
staaten wie Deutschland vor eine bis-
her nicht gekannte Herausforderung 
stellen. Augenblicklich muss festge-
stellt werden, dass die nationalen und 
internationalen Gesetzesgrundlagen, 
zum Beispiel in der Europäischen 
Union, noch nicht so aufeinander 
abgestimmt sind, dass die Strafver-
folgungsbehörden im Bereich Cyber-
crime optimal arbeiten können.

Aktuelle Technologietrends wie 
„Industrie 4.0“, das „Internet 

der Dinge“, und die weiter steigende 
Nutzung des Netzes durch die Pri-
vatanwender werden die oben be-
schriebene Entwicklung schneller 
fördern und noch komplexer machen, 
da sie aus Täterperspektive neue Tat-
gelegenheiten und Tatgelegenheits-
strukturen eröffnen werden.

Abschließend soll ein bildlicher 
Vergleich die Drastik der Be-

drohung von Cybercrime verdeutli-
chen: Wenn das 20. Jahrhundert von 
der Weltwirtschaftskrise, den beiden 
Weltkriegen und dem Ringen um 
Demokratie über nationalstaatliche 
Grenzen hinaus geprägt war, wird 
das Schicksal demokratischer Staa-

ten, ihrer freiheitlichen Verfassungs-
grundsätze und ihrer Volkswirtschaf-
ten im 21. Jahrhundert in einer neuen 
Dimension mit entschieden werden, 
in der Dimension Cyber und ihren 
Cybercrime-Phänomenen.

Logo der Cybercrime Intelligence Unit des 
Bundeskriminalamtes 
                  Foto: Ulrich Baumgarten/dpa

„Sicher im Netz“ ist die aktuelle 
Präventionsbroschüre im VERLAG 
DEUTSCHE POLIZEILITERATUR 
(VDP). Hier erhält der User einerseits 
Tipps für den eigenen kompetenten 
Umgang mit Computern, Internet 
und Smartphones. Außerdem erhal-
ten die Leser einen Überblick über 
die Themen, die für Kinder in puncto 
Sicherheit im Internet und Mobil 
wichtig sein können. Der zweite Teil 
richtet sich mit altersgerecht ver-
fassten Hinweisen und Ratschlägen 
an die Kinder selbst. Diese können 
ihr Wissen sogar testen und einen 
Internetführerschein machen. Dieser 
ist auch online auf dem Präventi-
onsportal www.PolizeiDeinPartner.
de abrufbar. Nähere Informationen 
unter av@vdpolizei.de.

Prävention

TATORT NETZ

Mehr zum Thema Inter-
netkriminalität auf
PolizeiDeinPartner.de
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DP: Herr Schönbohm, das BSI braucht 
sich über zu wenig Arbeit keine Gedan-
ken zu machen…

Arne Schönbohm: Ja, Cyber-Sicher-
heit ist heute ein Thema für alle. Denn 
wir alle tun viele Dinge online im In-
ternet, die wir früher vor Ort im Rei-
sebüro, in einer Bibliothek oder einer 
Bank getan haben. Das Internet ist in 
vielen Bereichen zum essenziellen Be-
standteil, zum Rückgrat von Prozessen 
auch in der Wirtschaft geworden. Das 
bringt ganz viele Vorteile, hat aber 
auch Schattenseiten. 

DP: Vor Jahren konnte man die Cy-
berkriminalität vielleicht noch als 
Randphänomen abtun. Da ging es meist 
um Betrügereien wie das Abfischen von 
Passwörtern, heute könnte eine gezielte 
Cyberattacke ein ganzes Land ins Wan-
ken bringen, oder?

Schönbohm: Da müssen wir unter-
scheiden. Die Cyber-Welt ist zunächst 
nichts anderes als ein Abbild der re-
alen Welt. Das heißt Betrug und Täu-
schung gibt es auch im Internet. Aber 
es gibt auch Betrugsformen, die mit 
dem Internet erst ihre Geschäftsgrund-
lage fanden, wie etwa der Identitäts-
diebstahl. Als nationale Cyber-Sicher-
heitsbehörde arbeiten wir intensiv mit 
den Internet-Providern zusammen und 
informieren sie täglich über Schadsoft-
ware, die auf den Rechnern ihrer Kun-
den beispielsweise zum Diebstahl von 
Online-Identitäten genutzt wird. Auf 

„Wir sind handlungsfähig und können 
auch zurückschlagen“

Sachsens Innenminister Markus Ulbig spricht sich als Vorsitzender der 
Innenministerkonferenz für eine Stärkung und bessere Koordinierung der 
Strafverfolgungsbehörden im Kampf gegen Cybercrime aus. Seit einem 
Monat arbeitet das neue Bundeswehr-Kommando „Cyber- und Informati-
onsraum“ (CIR) mit Standort Bonn als eigene Waffengattung. Der Deut-
sche Richterbund fordert, den Strafrahmen für das Ausspähen von Daten, 
Datenhehlerei und Computersabotage anzuheben. Das Thema Cyber-
crime nimmt in der politischen Debatte immer größeren Raum ein. 
DEUTSCHE POLIZEI (DP) sprach mit dem Präsidenten des Bundesamtes 
für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI), Arne Schönbohm. Der 
Chef der unter dem Dach des Bundesministeriums des Innern angesiedel-
ten zivilen oberen Bundesbehörde mit Sitz in Bonn ist seit Februar 2016 
im Amt. Rund 840 Mitarbeiter sollen es bis Jahresende werden, die dann 
unter seiner Regie an der Cyber-Sicherheit für Deutschland arbeiten. Der 
47-Jährige war zuvor Präsident des Cyber-Sicherheitsrats Deutschland 
e.V., dem die Gewerkschaft der Polizei (GdP) als Mitglied angehört.

der anderen Seite müssen wir auch die 
Betroffenen von Cyber-Crime ermun-
tern, Vorfälle zur Anzeige zu bringen, 
um Licht in das Dunkelfeld zu bringen. 
Das nehmen wir ernst.

Wenn wir die Kritischen Infrastruk-
turen (KRITIS) anschauen, die sich 
um die Versorgung mit Energie, Te-
lekommunikation, aber auch um Lo-
gistik für Nahrungsmittel kümmern, 
haben wir in Deutschland mit dem 
IT-Sicherheitsgesetz einen wichtigen 

Schritt gemacht. Auch dort schreitet 
die Digitalisierung und Vernetzung 
massiv voran. Im Grunde wurde durch 
das IT-Sicherheitsgesetz hier nachvoll-
zogen, was wir in der IT-Infrastruktur 
des Regierungsnetzes bereits seit 2009 
mit der Novellierung des BSI-Gesetzes 
haben. Wir können in Abstimmung mit 
den KRITIS-Betreibern Mindeststan-
dards der IT-Sicherheit setzen, und sie 
müssen Cyber-Sicherheitsvorfälle an 
das BSI melden. Daraus können wir ein 
Gesamtlagebild erstellen und aktuelle 
Warnungen wiederum an die Betreiber 
geben. Wir sind davon überzeugt, dass 
IT-Sicherheit die Grundvoraussetzung 
für eine erfolgreiche Digitalisierung ist.

DP: Die Strafverfolgungsbehörden ha-

ben mit Hilfe des BSI Ende November 
mit „Avalanche“ eine seit Jahren operie-
rende sogenannte Botnetzinfrastruktur 
zerschlagen. Wie kommt man solchen 
Tätern auf die Spur, die zig Millionen 
Internetnutzer geschädigt haben?

Schönbohm: Die Zerschlagung von 
Avalanche zeigt, dass wir als staatliche 
Einrichtungen sehr wohl der inter-
nationalen Cyberkriminalität etwas 
entgegen zu setzen haben. Wir sind 
handlungsfähig und können auch 

BSI-Präsident Arne Schönbohm (r.) am GdP-Stand auf dem Europäischen Polizeikongress 
Ende Februar in Berlin im Gespräch mit dem GdP-Bundesvorsitzenden Oliver Malchow. 
							                Foto: Zielasko

INTERVIEW
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zurückschla-
g e n .  D a z u 
gehören die 
Ausdauer der 
Ermittlungs-
behörden, die 
t e c h n i s c h e 
Expertise von 
Einrichtungen 
wie dem BSI 
und die Fä-
higkeit, inter-
national ge-
meinschaftlich 
zu handeln. 
Das Nationale 
C y b e r - A b -
wehrzentrum 
koordiniert in 
solchen Fällen 
die gemein-
same Reak-
tion der Bun-
desbehörden. 
Das war beim 
Vorgehen ge-
gen das Botnetzwerk Avalanche vor-
bildlich. Dies werden wir fortführen.

DP: Trifft die Einschätzung zu, dass 
Cyberkriminalität nicht mehr nur dem 
klassischen Verbrechen zugeordnet wer-

den sollte, sondern als strategisches 
Werkzeug für nationalpolitische Inte-
ressen eine immer größere Bedeutung 
erlangen wird?

Schönbohm: Wir erkennen deutlich, 
dass staatliche Konflikte auch im digi-

talen Raum ihren Niederschlag finden. 
Das geschieht dann als Agitation, in-
haltliche Manipulation von Webseiten, 
bis hin zu Angriffen auf die Verfüg-
barkeit von relevanten Webservices 
oder Kritischen Infrastrukturen. Die 
zunehmende Zahl der Cyber-Angriffe 
auf das Regierungsnetz in Deutsch-
land und die hochwertigen Angriffe, 
die Advanced Persistent Threats, kurz 
APT, sind dafür ein Indiz. In den Me-
dien ist der APT-Angriff auf den fran-
zösischen Fernsehsender TV5 oder der 
Angriff auf den Deutschen Bundestag 
im Frühjahr 2015 am bekanntesten 
geworden. 

DP: Auf welchen Ebenen arbeiten Sie 
mit der Polizei zusammen?

Schönbohm: Die Zusammenarbeit 
des BSI mit der Polizei ist sehr vielfäl-
tig. Zum einen begleiten und zertifi-
zieren wir technische Entwicklungen 
für die Grenzkontrolle zum Beispiel zur 
Prüfung von biometrischen Identifika-
tionsmerkmalen, die auf Ausweisen 
gespeichert sind. Bei der Sensibili-
sierung der Bürgerinnen und Bürger 
vor Cyber-Gefahren kooperieren wir 
sehr erfolgreich mit der Polizeilichen 
Kriminalprävention der Länder und 
des Bundes, kurz ProPK. Hier unter-

„Die Cyber-Welt 
ist zunächst 

nichts anderes 
als ein Abbild 

der realen Welt.“

Ein Blick in das Lagezentrum der Bundesanstalt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI).                                                   Foto: BSI
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7 Paracord Armband
„Survival bracelet“
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stützen wir durch Informationen für 
das Webportal www.polizeiberatung.
de oder mit Hinweisen über unsere 
Webseiten www.bsi-fuer-buerger.de. 
Aber auch in der konkreten Bearbei-
tung sind wir gemeinsam aktiv, sei es 
bei der Zerschlagung von Avalanche 
oder im Fall eines großen Kranken-
hauses in NRW, das auf Grund einer 
Cyber-Attacke in den Notbetrieb 

schalten musste. Die Kooperation mit 
dem Cybercrime-Kompetenzzentrum 
des LKA in Nordrhein-Westfalen ver-
lief vorbildlich.

DP: Wo muss die Polizei aus Ihrer 
Sicht besser werden, um Cyberkrimi-
nelle effektiver aufspüren und verfolgen 
zu können?

Schönbohm: Die Polizeien haben 
bei der Bekämpfung von Cyber-Kri-
minalität deutlich aufgeholt. Es sind 
Kompetenzzentren entstanden, die 
sich regelmäßig auch mit dem BSI 
austauschen. Auch in der Ausbildung 
nehmen die Aspekte der Internetge-
fahren einen breiteren Raum ein. Die 
Herausforderung besteht darin, ei-
nerseits mit der rasant zunehmenden 
Digitalisierung fast aller Lebensbe-
reiche und dem dazugehörigen tech-
nologischen Fortschritt und anderer-
seits mit dem Erfindungsreichtum der 
Cyber-Kriminellen Schritt zu halten. 
Dazu ist ein regelmäßiger Austausch 

auf nationaler als auch internationaler 
Ebene erforderlich.

DP: Wie viel muss der Schutzpolizist 
im Revier oder Abschnitt eigentlich vom 
Internet wissen, um digitale Kriminalität 
verstehen und bearbeiten zu können?

Schönbohm: Das ist keine leichte 
Frage. Selbst Experten können heute 
nicht vorhersagen, wie sich die Digita-
lisierung mit ihren vielfältigen Facet-
ten im Detail entwickelt. Für den Po-
lizisten vor Ort ist aber grundsätzlich 
eine Offenheit gegenüber technischen 
Entwicklungen hilfreich. Um sich ein 
aktuelles Bild zu machen, was im 
Netz passiert, gibt es entsprechende 
Informationsangebote wie den BSI-
Newsletter „SICHER•INFORMIERT“ 
oder unsere Internetseiten www.bsi.
bund.de.

DP: Was muss die Polizei tun, um 
Cybercrime-Experten in ihre Reihen zu 
holen? Wie attraktiv sind Arbeitsplätze 
im BSI?

Schönbohm: Ich glaube, dass un-
sere Arbeitsplätze in den Behörden, 
sowohl im BSI als auch bei der Polizei 
durch die Aufgaben, die wir erfüllen, 
attraktiv sind. Zu uns ins BSI kommen 
junge engagierte Kolleginnen und 
Kollegen, die sich für diese Aufgabe 
begeistern. Die Rahmenbedingungen 
im BSI sind gut. Um unsere Stellen zu 
besetzen haben wir eine Personal-
kampagne mit dem Slogan „Wir wol-
len deine digitale Seite“ gestartet. Wir 
informieren gezielt an Hochschulen 
und bei Recruitment-Veranstaltungen 
über die hochinteressanten Jobs im 
BSI und die Entwicklungsperspekti-
ven in unserer Behörde. Das kommt 
sehr gut an und zeigt Erfolge. Rund 
70 der 180 neuen Stellen in 2017 sind 
bereits jetzt vergeben. 

DP: Wie merken Sie sich eigentlich 
Ihre Passwörter, und wie oft wechseln 
Sie sie?

Schönbohm: Hier bin ich dem Rat 
auf www.bsi-fuer-buerger.de gefolgt 
und habe mir Merksätze für sichere 
Passwörter gebildet. Ich nehme das 
Thema sehr ernst und wechsle meine 
Passwörter daher auch privat regel-
mäßig – und zwar deutlich häufiger 
als einmal pro Jahr. 

DP: Herr Schönbohm, vielen Dank für 
das Gespräch.

Das Interview führte DP-Redakteur 
Michael Zielasko

... „Denn wir alle tun viele 
Dinge online im Internet, die 
wir früher vor Ort im Reise-
büro, in einer Bibliothek oder 
einer Bank getan haben.“

INTERVIEW
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Malchow konfrontierte in dem Ge-
spräch den Innenminister mit der GdP-
Prognose zur Personalentwicklung der 
Polizei bis 2021. Trotz einer grundsätz-
lich positiven Entwicklung werde die 
GdP-Forderung von 20.000 neuen Stel-
len nicht erfüllt. An der hohen Qualität 
der Polizeiarbeit hierzulande sollten 
jedenfalls trotz erkennbarer Schwie-

NACHRICHTEN

IMK-Vorsitzender in GdP-Bundesgeschäftsstelle  – 
Malchow verweist auf hohe Qualität der Polizeiarbeit

Markus Ulbig, sächsischer Innenminister und amtierender Vorsitzender der Innenminister-
konferenz, im Gespräch mit dem GdP-Bundesvorsitzenden Oliver Malchow (l.). Rechts im 
Bild: Sachsens Landespolizeipräsident Jürgen Georgie.                             Foto: Zielasko 

Der Vorsitzende der Innenminis-
terkonferenz (IMK), Sachsens 
Ressortchef Markus Ulbig, nutzte 
einen Berlin-Aufenthalt Mitte März 
zu einem Meinungsaustausch mit 
dem Vorsitzenden der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP), Oliver 
Malchow, in der GdP-Bundesge-
schäftsstelle im Moabiter Kiez. Ul-
big, in Begleitung des sächsischen 
Landespolizeipräsidenten Jürgen 
Georgie, berichtete über Erkennt-
nisse der eine Woche zuvor statt-
gefundenen gemeinsamen Übung 
von Polizei und Bundeswehr, bei 
der mehrere nahezu gleichzeitig 
sich ereignende Terroranschläge 
und/oder Amoklagen in verschie-
denen Bundesländern simuliert 
wurden.

rigkeiten, geeigneten Nachwuchs zu 
finden, keine Abstriche gemacht wer-
den, betonte er. 

Der GdP-Chef bekräftigte weiterhin 
die GdP-Forderung, trotz des noch 
mehrere Jahre zu spürenden Perso-
nalmangels nur auf vollausgebildete 
Vollzugsbeamtinnen und -beamte zu 
setzen. Den von Sachsen eingeschla-
genen Weg, stärker auf Wachpolizisten 
zu setzen, sehe er mit großer Skepsis, 
sagte Malchow. 

Einig zeigten sich der Politiker und 
der Gewerkschafter bei der proble-
matischer werdenden Belastung der 
Bereitschaftspolizeien durch immer 
mehr länderübergreifende Einsätze. 
Das Jahr 2017, so prognostizierte der 
GdP-Chef angesichts des kommenden 
G20-Gipfels in Hamburg, werde die 
Lage bei den Geschlossenen Einheiten 
nicht grundlegend entschärfen.

Der GdP-Bundesvorsitzende sagte 
dem Innenminister die Unterstützung 
seiner Organisation bei der von Ulbigs 
IMK-Vorgänger, Saarlands Innenres-
sortchef Klaus Bouillon, in Gang ge-
brachten besseren Vernetzung der 
Polizeien zu. Dies sei zwar eine Mam-
mutaufgabe, aber eine notwendige.

mzo

Unmerklich, aber umso gründlicher 
hätten sich, so der GdP-Chef, seit dem 
11. September 2001 die Anforderun-
gen an die Arbeit der Ermittlungs-
behörden, insbesondere der Polizei, 
verändert. Zwar sei es für das Sicher-
heits- und Rechtsgefühl der Men-
schen schon immer wichtig gewesen, 
dass Straftaten verhindert und sich 
der Staat als handlungsfähig erweise, 
„spätestens jedoch seit den Anschlä-
gen von Paris und Brüssel ist der Druck 
auf die Polizei zur Verhinderung sol-
cher terroristischer Straftaten deutlich 
gewachsen“.

Zwar habe immer ein Anspruch an 
die Polizei gegolten, beispielsweise 
durch starke sichtbare Präsenz, vor 
allem Gewalt – und Straßenkrimina-
lität zu verhindern. Malchow betonte: 
„Nach den ersten schweren terroristi-
schen Anschlägen wandelte sich der 
Anspruch an die Prävention drastisch: 
Es gilt, die Tat überhaupt zu verhin-
dern, insbesondere dafür zu sorgen, 
dass der Terrorist kein Terrorist wird. 
Ich behaupte, dass sich die wenigsten 
Sicherheits- und Kriminal- und Rechts-
politiker über diesen Paradigmen-
wechsel und seine Konsequenzen für 
diejenigen, die das bewerkstelligen 
sollen, Gedanken gemacht haben und 
machen.“ Der GdP-Vorsitzende fragte: 
„Wo also setzt eine Kriminalitätsbe-
kämpfung an, wenn sie Kriminalität 
erfolgreich verhindern soll?“ Natürlich 
dort, wo der Plan zu einer Straftat reife, 
also im Kopf des potenziellen Täters 
– aber welchen potenziellen Täters? 

Malchow: Im Kopf des 
Täters ansetzen
GdP-Chef bei Journalistenseminar 
der Bundesrechtsanwaltskammer

„Wo sind die Grenzen einer prä-
ventiven Kriminalpolitik?“ war das 
Thema einer Podiumsdiskussion 
auf dem 21. Journalistenseminar 
der Bundesrechtsanwaltskammer 
(BRAK) Ende März in Berlin. Podi-
umsgast war Oliver Malchow, Bun-
desvorsitzender der Gewerkschaft 
der Polizei (GdP). Mit einem „Im-
pulsreferat“ erläuterte er die Posi-
tion seiner Organisation und warf 
zahlreiche Fragen auf, die von den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
engagiert erörtert wurden.
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Vielfalt ist unsere Einzigartigkeit.
Erfahrung unsere Stärke.
Seit über 20 Jahren kombinieren wir aktuelle und bewährte Therapie-
verfahren der Psychotherapie, der Schulmedizin, des Gesundheitssports
und der Naturheilkunde zu einer Ganzheitsmedizin, die zum Ziel hat,
Körper, Geist und Seele wieder in eine gesunde Balance zu bringen.
So können eigene Fähigkeiten und Ressourcen wiederentdeckt, Selbst-
heilungskräfte frei entfaltet werden und zur Heilung beitragen.

Weitere Informationen zu unseren Spezialkonzepten z.B. bei Tinnitus,
Depression, Burnout oder Angsterkrankungen erhalten Sie unter
www.habichtswaldklinik.de oder gebührenfrei* unter 0800 890 11 00.
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Habichtswald-Klinik,Wigandstraße 1, 34131 Kassel-BadWilhelmshöhe

Anzeige

GdP-Bundesvorsitzender Oliver Malchow, hier mit der Diskussionsleiterin Gudula Geuther 
(Deutschlandradio Kultur) und Prof. Dr. Michael Jasch (l.), Professor für Straf-und Strafver-
fahrensrecht an der Polizeiakademie Niedersachsen.                                   Foto: Holecek

Mehr als 1.000                         
Terrorverdächtige

Allein im Bereich des islamistischen 
Terrorismus gebe es derzeit eine große 
Auswahl: Bund und Länder führen 
mehr als 760 Ermittlungsverfahren mit 
mehr als 1.000 Terrorverdächtigen aus 
der islamistischen Szene. „Das sind 
doppelt so viel wie 2013. Die Terrormi-
liz „Islamischer Staat“ gerät in Nahost 
immer stärker unter Druck, und wir 
haben es nicht mehr nur mit deutsch-
stämmigen Rückkehrern zu tun, son-
dern auch mit Dschihad-Reisenden aus 
anderen europäischen Ländern oder 
aus Nordafrika. Aber damit nicht ge-
nug“, erläuterte Malchow. 

Die Behörden zählen inzwischen 
1.600 Personen zum islamistisch-terro-
ristischen Personenpotenzial. Die Zahl 
der Gefährder, also Menschen, denen 
ein Anschlag zugetraut wird, ist auf 570 
Personen angewachsen. „Und das sind 
eher konservative Schätzungen. Für 
eine erlaubte Rund-um-die-Uhr-Bewa-
chung benötigen wir 25 Polizisten. Das 
macht bei 570 Personen einen Perso-
naleinsatz von 14.250 Beamtinnen und 
Beamten. In ihren Ermittlungen steht 
die Polizei dabei immer vor der Gefahr, 
zu früh – das heißt dann in der Regel 
ohne rechtliche Konsequenzen für die 
mutmaßlichen Täter – oder zu spät, mit 
Toten und Verletzten – gehandelt zu 
haben“, so der Gewerkschafter. 

„Deshalb müssen wir unsere or-
ganisatorischen Strukturen anpassen 
und auch in der Polizei in internatio-
nalen Netzwerken arbeiten – und zwar 
schneller und digitaler. Wir müssen 
aber auch unsere Gesetze und unsere 
Fähigkeiten anpassen. Es ist beispiels-

weise nicht mehr zeitgemäß, dass wir in 
Deutschland 16 verschiedene Polizeige-
setze haben. Dringend notwendig wäre 
ein Musterentwurf, der für alle Länder 
gleichermaßen gilt. Zudem sollten wir 
in Europa Informationen so austauschen 
können wie innerhalb Deutschlands. 
Auch die Polizei muss in Europa ohne 
Binnengrenzen arbeiten können. Es ist 
ein einheitlicher europäischer Rechts-
raum für die Strafverfolgung nötig, ins-
besondere beim Daten- und Informati-
onsaustausch, wie es beispielsweise im 
gemeinsamen Terrorabwehrzentrum in 
Berlin praktiziert wird“, betonte Mal-
chow und fügte hinzu: „Und natürlich 
brauchen wir rechtliche und technische 
Möglichkeiten, die Kommunikation po-
tenzieller Täter zu überwachen. Eben-
so die rechtliche Befugnis, die Tele-
kommunikationsmaßnahmen auch auf 
Messenger-Dienste zu übertragen. Wir 

brauchen weiterhin die Vorratsdaten-
speicherung und möglicherweise auch 
die Fußfessel, um ein paar Stichworte 
zu nennen.“

Der GdP-Vorsitzende drückte seine 
Sorge darüber aus, dass das zuneh-
mende Unsicherheitsgefühl in der Be-
völkerung nicht erst durch den ersten 
Terroranschlag mit mehreren Toten 
auf deutschem Boden zugenommen 
habe. Malchow sagte: „Kriminalität 
wird zunehmend im eigenen Umfeld 
erlebt, zum Beispiel Diebstähle oder 
Wohnungsaufbrüche. Die Unordnung 
in Städten – wie marode Gebäude, 
zerschlagene Scheiben, Müll auf den 
Straßen – weckt zusätzlich Ängste. Die 
Menschen haben das Gefühl, der Staat 
kümmert sich nicht mehr um das Ge-
meinwesen, er schützt seine Bürger und 
bestraft die Täter nicht ausreichend.“	
		                                hol
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Aktuelle politische Sicherheitsthemen haben 
der Deutsche Richterbund (DRB) und die Ge-
werkschaft der Polizei (GdP) bei einem Tref-
fen der Spitzen beider Organisationen in der 
Berliner GdP-Bundesgeschäftsstelle erörtert. 
Vor allem der von Bundesjustizminister Heiko 
Maas sogenannte Schutzparagraf für Polizei, 
Feuerwehr und Rettungskräfte (siehe un-
teren Bericht) bildete den Schwerpunkt des 
Gesprächs zwischen dem DRB-Vorsitzenden 
Jens Gnisa (l.) und dem GdP-Bundesvorsit-
zenden Oliver Malchow. 
An dem Gespräch teilgenommen hatten DRB-
Bundesgeschäftsführer Sven Rebehn sowie 
Gewerkschaftssekretär Sascha Braun, in der 
GdP-Bundesgeschäftsstelle für Rechts- und 
Kriminalpolitik verantwortlicher Abteilungs-
leiter.                                                    mzo
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Über sieben Jahre hatte die GdP 
über bundesweite Kampagnen, in In-
terviews, Veranstaltungen und zahl-
losen politischen Gesprächen auf allen 
Ebenen intensive Überzeugungsarbeit 
geleistet. „Wir stehen jetzt kurz davor, 
dass auch Angriffe auf Polizeibeam-
tinnen und -beamte, die sich nicht in 
einer Vollstreckungshandlung befin-
den, im Strafrecht Einzug finden. Dies 
ist der GdP besonders wichtig, weil 
es sich bei diesen oft aus dem Nichts 
auf unsere Kolleginnen und Kollegen 
hereinbrechenden Attacken um An-
griffe auf Repräsentanten des Staates 
handelt“ betonte Malchow.

Langer Atem für ein gutes Ziel

Der GdP-Bundesvorsitzende be-
grüßte ausdrücklich die generelle 
Absicht des Bundesjustizministers, 

Malchow: Jahrelanges Engagement der GdP für 
besseren Schutz der Polizei erfolgreich
Härtere Strafen für Angriffe auf Polizei auf politischer Zielgerade

Der Rechtsausschuss des Bundestages unter Vorsitz von Renate Künast (Bündnis 90/Die 
Grünen), vor Beginn der Sitzung zum Thema „Schutzparagraf“. Als GdP-Vertreter unter den 
geladenen Experten dabei: Sascha Braun, Leiter der Abteilung Rechts- und Kriminalpolitik 
der GdP-Bundesgeschäftsstelle.                                                                 Foto: Zielasko

Das hartnäckige Drängen der Gewerkschaft der Polizei (GdP) nach här-
teren Strafen für Angriffe auf Polizeibeamtinnen und -beamte endet nach 
den Worten des GdP-Bundesvorsitzenden Oliver Malchow erfolgreich 
und wird bald Gesetzeswirklichkeit. „Wir sind endlich auf der politischen 
Zielgeraden angekommen, unsere langjährigen Forderungen finden sich 
in der Gesetzesvorlage eins zu eins wieder“, sagte Malchow vor der Mit-
te März unter Beteiligung der GdP stattgefundenen Expertenanhörung 
im Bundestag zum von Bundesjustizminister Heiko Maas vorgelegten 
Schutzparagrafen für Vollstreckungsbeamte und Rettungskräfte. Nach der 
Abstimmung im Bundesrat rund eine Woche vor der Anhörung sei dies der 
nächste wichtige politische Schritt hin auf einen deutlich verbesserten 
Schutz für Polizeibeamtinnen und -beamte vor Gewaltübergriffen.

Gewalttaten gegenüber der Polizei 
härter zu bestrafen. Das Gesetz zur 
„Stärkung des Schutzes von Vollstre-
ckungsbeamten und Rettungskräften“ 
mache deutlich, dass künftig Polizis-
tinnen und Polizisten während jeder 
Diensthandlung unter besonderem 
Schutz stünden. Es sei erfreulich, so 
Malchow, dass das Engagement vieler 
seiner Kolleginnen und Kollegen jetzt 
Früchte trägt. Es lohne sich, für ein 
gutes Ziel langen Atem zu beweisen: 
„Für unsere Kolleginnen und Kollegen 
kann es nicht schnell genug gehen, bis 
das Gesetz unterschrieben ist.“

Nach den letzten vom Bundesinnen-
ministerium veröffentlichten Zahlen 
zur Gewalt gegen Polizei wurden 2015 
täglich 52 Beamte Opfer von Körper-
verletzungsdelikten.

Foto: Zielasko
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Münchner Cyber Dialog
29. Juni 2017, München

Münchner
CYBER Dialog

REFERENTEN
AUF DEM KONGRESS u.a.

Staatsminister
Dr. Marcel Huber
MdL, Leiter der Bayerischen
Staatskanzlei und Staatsminis-
ter für Bundesangelegenheiten
und Sonderaufgaben

Univ.-Prof. Dr.
Gabi Dreo Rodosek
Direktorin des Forschungs-
zentrums CODE, Universität
der Bundeswehr München

Carsten Heitmann
Vice President IT-Security
Governance, Robert
Bosch GmbH

Peter Batt
Abteilungsleiter Informati-
onstechnik, Digitale Gesell-
schaft und Cybersicherheit;
IT-Direktor, Bundesministe-
rium des Innern

GESTALTETER WANDEL ODER ADMINISTRIERTES CHAOS?
Die sichere digitale Transformation in Staat, Wirtschaft,
Wissenschaft und Gesellschaft ist entscheidend für die
Zukunft des Standortes Deutschland.
Gleichzeitig mangelt es oft an entsprechenden, zu-
kunftsorientierten Digitalisierungsstrategien. Seien Sie
dabei und diskutieren Sie mit, wenn sich hochrangige
Vertreter aus Politik und Verwaltung, der Industrie und
IT-Unternehmen zum Münchner Cyber Dialog 2017 treffen.



Veranstalter: Partner:

www.muenchner-cyber-dialog.de
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Experten teils uneins

Naturgemäß spiegelte sich in der 
Anhörung Meinungsvielfalt wider. Für 
GdP-Rechtsexperte Sascha Braun sei 
das, was jetzt auf dem Tisch liege, 
langjährige Forderung seiner Orga-
nisation, da – wissenschaftlich belegt 
– eine Zunahme der Übergriffe auf 
Polizeikräfte festzustellen wäre. „Die 
Kolleginnen und Kollegen auf der Stra-
ße nehmen sehr intensiv wahr, dass 
sich die Politik ihnen jetzt zuwendet“, 
betonte er. Noch bestehe der Eindruck, 
dass Anzeigen von Polizisten im Fla-
schenhals der Justiz stecken blieben. 
Die im Gesetzentwurf vorgesehene 
Mindeststrafe von drei Monaten lasse 
hoffen, dass es künftig zur Verhand-
lung komme.

Auf ein aus ihrer Sicht neues Phä-
nomen verwies die Wuppertaler Poli-
zeipräsidentin Birgitta Radermacher. 
Zunehmend würden Polizisten wäh-
rend Amtshandlungen ständig gefilmt, 

verbunden mit der Drohung, die Auf-
nahmen ins Netz zu stellen. Sie schlug 
vor, auch das Filmen als Widerstands-
handlung ins Gesetz aufzunehmen. 
Den sogenannten Schutzparagrafen 
bezeichnete sie als „Ausdruck von      
Respekt und Wertschätzung“ gegen-
über den Einsatzkräften.

Strafrichter Ruben Franzen als Ver-
treter der Neuen Richter Vereinigung 
e. V. zeigte sich dagegen weniger 
angetan. Von der geplanten Sonder-
stellung von Polizisten könne unter 
geänderten politischen Konstellati-
onen eine Gefahr für den Rechtsstaat 
ausgehen, mahnte er. Da Übergriffe 
gegen Polizeibeamtinnen und -be-
amte meist von alkoholisierten oder 
„hoch emotionalisierten“ Menschen 
ausgingen, bezweifle er zudem die 
Wirksamkeit der Neuregelung. Eine 
höhere Strafandrohung würde diese 
Täter nicht aufzuhalten, trage sogar 
eher zu einer Eskalation bei. 

mzo
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Erste Mutmaßungen über einen po-
litisch motivierten Hintergrund bestä-
tigten sich rasch. Wie das „Hamburger 
Abendblatt“ berichtete, hatte sich eine 
Gruppierung namens „FfdP“ auf einer 
häufig von linksextremistischen Grup-

Brandanschlag auf GdP-Bus 
eine „feige Tat“
Auf ein Fahrzeug des Hamburger 
Landesbezirks der Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) ist Mitte März in 
der Hansestadt ein Brandanschlag 
verübt worden. Der Kleinbus der 
Kolleginnen und Kollegen wurde 
dabei zerstört. Der Bundesvorsit-
zende der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP), Oliver Malchow, sowie GdP-
Landeschef Gerhard Kirsch ver-
urteilten die Tat „auf Schärfste“. 
Dies sei eine „feige Tat“ gewesen. 
Auch ein Fahrzeug der Hamburger 
Polizei wurde in Brand gesetzt. 
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Totalschaden nach linksextremistischen Brandanschlag.                          Foto: Jörn Clasen

pen genutzten Online-Plattform in 
einem dort veröffentlichten Schreiben 
mit der Überschrift „In Hamburg sagt 
man tschüss – auch zu Bullenkarren“ 
zu den Brandanschlägen bekannt. Die 
Polizei stufte den Bekennerbrief als 
authentisch ein. 

Gewalt die Stirn bieten

Kirsch betonte: „Das Zerstören des 
GdP-Fahrzeugs, mit dem wir viele 
Tage und Stunden bei so vielen Ge-
legenheiten bei den Kolleginnen und 
Kollegen ehrenamtlich vor Ort wa-
ren, hat uns sehr betroffen gemacht.“ 
Gleichzeitig äußerte der GdP-Landes-
chef die Entschlossenheit, „denen die 
Stirn zu bieten, die durch kriminelle 
Gewaltausübung das friedliche Mit-
einander in unserer Gesellschaft ver-
nichten wollen“. Die Gewerkschaft 
der Polizei werde sich niemals von 
kriminellen Gewalttätern einschüch-
tern lassen.

Malchow bekräftigte, dass trotz die-
ser Straftat die GdP das große Engage-

ment für die Kolleginnen und Kollegen 
konsequent fortsetzen werde. Rund 
eine Woche später fielen erneut acht 
Hamburger Polizeifahrzeuge Brand-
anschlägen zum Opfer. Auch hier war 
ein Bekennerschreiben von linksex-
tremistischen G20-Gipfel-Gegnern 
aufgetaucht. 

Das G20-Treffen der Regierungs-

chefs der größten Industrienationen 
und Schwellenländer findet am 7. und 
8. Juli in der Hansestadt statt. 

Neben einem Großaufgebot von Po-
lizeikräften aus dem ganzen Bundes-
gebiet wird auch die GdP mit einem 
groß angelegten Betreuungseinsatz 
vor Ort sein.                                                 mzo
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Umfassend erörtert wurden die 
operativen Stärken der Polizei mit 
Schwerpunkt Wach- und Wechsel-
schichtdienst (WSD) der Schutz- (S) 
und Kriminalpolizei (K) und gemein-
sam mit dem GdP-Bundesvorsitzen-
den Oliver Malchow, der den Kolle-
ginnen und Kollegen zudem einen 
gewerkschaftspolitischen Lagebericht 
vortrug, analysiert. Mit Verwunde-
rung und Bedauern wurde einmütig 
festgestellt, dass in keinem Land den 
Bürgern darüber Klarheit verschafft 
werde, wie schwach es um die tat-

Transparenzbericht „Innere 
Sicherheit“ gefordert

Aktuelle Sachstände zu den The-
men „Distanzelektroimpulsgerät“ 
und den Pilotversuchen in Berlin, 
Hessen sowie Rheinland-Pfalz, der 
Konfiguration von Funkstreifenwa-
gen und noch offene Aufträge des 
Geschäftsführenden GdP-Bundes-
vorstandes beschäftigten Mitte 
März der Bundesfachausschuss 
Schutzpolizei (BFA Schupo) auf sei-
ner zweitägigen Sitzung in der Ber-
liner GdP-Bundesgeschäftsstelle. 

GdP-Bundesvorsitzender Oliver Malchow im Gespräch mit den Kolleginnen und Kollegen des 
Bundesfachausschusses Schutzpolizei unter Leitung des BFA-Schupo-Vorsitzenden Björn 
Neureuter (m.) 						                Foto: Zielasko

sächliche operative Stärke der WSD S 
und K bestellt sei. Haben die Länder, 
so der BFA Schupo, doch jeweils Ins-
trumente geschaffen (Informations-
freiheitsgesetze), mit denen auch das 
Handeln der Polizeien transparenter 
werden soll. Wünschenswert wäre, 
wenn sich diese Transparenz auch 
auf die Bereiche erstreckten, die den 
Bürgern besonders am Herzen lägen. 
Die GdP-Schupo-Expertinnen und 
-Experten schlugen daraufhin einen 

„Transparenzbericht Innere Sicher-
heit“ vor, aus dem auch verlässliche 
Größen hervorgehen sollen, die eine 
Aussage darüber zulassen, ob sich die 
unmittelbare Serviceleistung gegen-
über den Bürgerinnen und Bürgern 
verbessert oder verschlechtert. Aktuell 
sei es noch so, dass sich die Innenmi-
nisterien und -senate zu sehr hinter 
Einstellungszahlen oder denen zum 
Gesamtpersonalkörper versteckten. 

Björn Neureuter
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GdP-Bundesvorsitzender Oliver 
Malchow nutzte die Stippvisite beim 
BFA WaPo neben einem gewerk-
schaftspolitischen Bericht auch gerne 
zum verdienten Dank an den sach-
sen-anhalter GdP-Kollegen Siegfried 
Günther, der nach langjähriger Tätig-
keit in diesem Gremium seine letzte 
BFA-Sitzung vor der Pensionierung 
absolvierte.

Nach der Gratulationskur wendeten 
sich die Kolleginnen und Kollegen 
zu Wasser der weiteren Aufarbeitung 
noch nicht zu den Akten gelegter Be-
schlüsse des 25. Ordentlichen GdP-
Bundeskongresses zu, so der Ausstat-
tung aller Wasserschutzbediensteten 
des Bundes und der Länder mit einer 
sogenannten 1. Uniform-Garnitur und 
einer Präzisierung beim AIS – Automa-
tic Identification System, einem auto-
matischen Schiffsidentifizierungssys-
tem. Die GdP solle, so der Beschluss, 
darauf hinwirken, dass die Verpflich-
tung der ständigen Datensendung von 
Polizeieinrichtungen (Polizeiboote) ge-
mäß Beschluss der ZKR (Zentralkom-
mission für die Rheinschifffahrt) vom 
5. Dezember 2013 wieder verworfen 
werde.                                             mzo

Themenvielfalt zwischen Salz- und Süßwasser

Zwar auf dem Trockenen, jedoch mit großer Thementonnage: der GdP-Bundesfachausschuss Wasserschutzpolizei.               Foto: Zielasko

Auch die Wasserschutzexpertinnen und -experten der Gewerkschaft der 
Polizei (GdP) trafen sich im März zu einer Bundesfachausschusssitzung 
(BFA WaPo) in der Berliner GdP-Bundesgeschäftsstelle. Erörtert wurden 
Positionspapiere zu den maritim-polizeilichen Aufgaben im Mittelmeer 
wie zur Wasserschutzpolizei generell. 

NACHRICHTEN

Ein kleines Dankeschön an ein langjähriges Mitglied im GdP-Gremium der GdP-Wasserschutz-
polizei-Experten: Kollege Siegfried Günther aus Sachsen-Anhalt (m.) mit dem BFA-WaPo-Vor-
sitzenden Dierk Stahl (l.) und dem GdP-Bundesvorsitzenden Oliver Malchow.    Foto: Zielasko

Anhand der aufgeworfenen Frage-
stellungen wie „Was sind Meinungs-
äußerungen?“, „Was ist Schmähkri-
tik?“, „Wie sind Interpretationen zu 
werten?“ oder „Was sind Tatsachen-
behauptungen?“ entwickelte sich ein 
breiter und reger Diskussionsbedarf. 
Der im Geschäftsführenden GdP-
Bundesvorstand für Rechtspolitik und 

GdP-Rechtsexpertinnen und -experten nehmen soziale Netzwerke unter die fachliche Lupe
Das Thema „Facebook, öffentliche 
und dienstliche Berichterstat-
tung sowie Nutzung von dienst-
lichen Mailkonten“ erörterten die 
Rechtsexperten der GdP-Bezirke 
und -Landesbezirke Mitte März 
in den Räumlichkeiten der GdP-
Bundesgeschäftsstelle in Berlin. Der 

Berliner Fachanwalt Dr. Cornelius 
Renner machte in seinem Vortrag 
deutlich, welche Gefahren bei der 
Nutzung von sozialen Netzwerken 
oder dienstlichen Mailkonten beste-
hen, und wie man rechtlich gegen 
Falschbehauptungen, Beleidigungen 
und „Hassmails“ vorgehen könne.
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Rechtsschutz verantwortliche Dietmar 
Schilff betonte: „Von solchen Themen-
bereichen werden jede und jeder ein-
zelne Polizeibeschäftigte sowie auch 
die Personalräte tangiert.“

Bei einer Rechtssekretärstagung 
Ende 2016 war deutlich geworden, 
dass ein großes Schulungsbedürfnis 
im Bereich „Rechtsverfolgung und 
Soziale Medien“ bestehe. Informiert 
werden sollte insbesondere über die 
Aspekte des Persönlichkeitsrechts-
schutzes beziehungsweise des Rechts 
am eigenen Bild von Polizeivollzugs-
beamten innerhalb und außerhalb der 
Dienstverrichtung, wie beispielsweise 
gegen ein Unternehmen wie „Face-
book“ und/oder einen „Facebook-
User“ rechtlich vorgegangen werden 
könne und, ob und wenn ja, in welcher 
Höhe Schmerzensgeldforderungen 
durchgesetzt werden können.

P. S. Auch der Chronist dieses Bei-
trags erhielt noch eine kleine Nach-
hilfe im Umgang mit online gestellten 
Fotos. Nachdem dieser Beitrag in ähn-

Persönlichkeitsrechtsschutz in sozialen Medien: Komplizierte Materie auf der Tagesordnung der GdP-Rechtsexpertinnen und -experten. 	
												                  Foto: Zielasko

NACHRICHTEN

licher Form den Sprung auf die GdP-
Homepage geschafft hatte, meldete 
sich Referent Renner mit der Bitte, ein 
Foto, das einen Teil seines Vortrags 

„Als Polizist war Wolfgang Gunkel 
ein nicht immer einfacher Gesprächs-
partner. Doch der Dialog lebte von 
seiner Kompetenz“, sagte der Vorsit-
zende des GdP-Bezirks Bundespolizei, 
Jörg Radek, der die politische Arbeit 
des Abgeordneten im Namen seiner 
Organisation würdigte. 

Bei einem Frühjahrsempfang wurde 
Gunkel für sein langjähriges Wirken 
im Bundestagsinnenausschuss geehrt. 

Der in diesem Monat 70 Jahre alt 
werdende Parlamentarier tritt zur Bun-
destagswahl im September nicht mehr 
an.                                                         red

zeigte, nachträglich zu bearbeiten. 
Eine dort erkennbare Person müsse 
noch „verpixelt“ werden.             mzo

AUS LÄNDERN UND 
BEZIRKEN

Foto: privat
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Die Erhebung des DGB-Index Gute 
Arbeit zeigt, dass Polizeibeamte deut-
lich häufiger Konflikte und Respekt-
losigkeit erleben als andere Beschäf-
tigte. Daher stellt sich die Frage, ob 
Polizisten einen besonderen Schutz 

GESUNDHEIT

Jetzt psychische Belastungen senken!
Von Frank Fubel, KHK, Gesundheitsmanager und Supervisor

Polizeibeamte kommen dienstlich in der Regel dann mit den Mitmen-
schen, ihren „Kunden“, in Kontakt, wenn diese gegen Gesetze verstoßen, 
ihnen ein Unglück zugestoßen ist oder sie Opfer von Straftaten werden 
oder anderweitig Hilfe benötigen. Daraus resultiert zum einen ein großes 
Konfliktpotenzial, zum anderen eine hohe emotionale Belastung, wenn 
die Einsätze im „Grenzbereich“ (zum Beispiel Tod, Gewalt, Unfälle) statt-
finden. Diese Belastungen sind allgemein auch von der Politik anerkannt, 
waren aber in der Vergangenheit bezüglich der Menge, Intensität und ih-
rer Belastungsfolgen nicht zu beziffern und daher auch immer ein weiches 
Argument gewerkschaftlich1er Argumentation. „Wenn du das als Polizist 
nicht abkannst, dann hast du den falschen Job!“ lautet das Selbstbild vie-
ler Polizisten und Polizistinnen.

brauchen, um ihre Arbeitszufrieden-
heit und Gesundheit zu erhalten? 
Dazu sind seit der Jahrtausendwen-
de in Deutschland verschiedene wis-
senschaftliche Studien durchgeführt 
worden.

Die jetzt veröffentlichten Ergebnisse 
des DGB-Index Gute Arbeit bestäti-
gen das Empfinden vieler Polizisten in 
Deutschland (siehe Artikel Seite 22). 
Mittlerweile liegen auch andere wis-
senschaftlich fundierte Erkenntnisse 
vor, die bestätigen, dass der Polizeibe-
ruf eine extreme psychische Belastung 
darstellen kann.

Gewalt gegen Polizeibeamte

2013 führte die Universität Kiel im 
Auftrag des nordrhein-westfälischen 
Innenministeriums die Studie: „Gewalt 
gegen Polizeibeamte“ durch. Gegen-
stand dieser Untersuchung war das 
Konflikterleben von Polizeibeamten, 
wobei das Spektrum der erfassten An-
griffe vom Schuss auf Polizisten bis zur 
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Beleidigung reichte. Unter anderem 
wurde bei den nicht tätlichen Angriffen 
bezüglich der einzelnen Handlungen 
die individuelle psychische Belastung 
festgestellt. Von den 18.356 befragten 
Polizeibeamten, die im Dienst Bür-
gerkontakt hatten, gaben 80 Prozent 
an, im Jahr 2011 einen nicht tätlichen 
Angriff oder mehrere Angriffe erlebt 
zu haben. Allein in NRW hatten im 
Bezugsjahr 7.953 Kollegen mindestens 
einen tätlichen Angriff erlebt. Die Stu-
die verdeutlicht noch einmal, dass es 
sich bei den im DGB-Index Gute Ar-
beit genannten „Konflikten“ im Ein-
satzgeschehen in der Regel nicht um 
„Meinungsverschiedenheiten“ han-
delt, sondern dass hier die körperliche 
und psychische Integrität betroffen ist. 
Und auch die nicht tätlichen Angriffe 
werden als belastend empfunden, wie 
die Studie herausgefunden hat. 

Wilhelms-Universität Münster: 
„Psychosoziale Belastungen“

Neben den gegen sie gerichteten 
aggressiven Handlungen haben Poli-
zeibeamte aufgabenbedingt auch im-
mer wieder Kontakt mit Menschen in 
extremen Lebenslagen. 

„Ich hingegen war froh, dass ich 
mich meinem Umfeld anvertrauen 
konnte. Ich stürzte in kein Loch, wie es 
so manchem Kollegen vor mir passiert 
war“, berichtet Julian Möller, Polizei-
kommissar aus Bremen, in DEUTSCHE 
POLIZEI (2/17). In dem Artikel: „Aus 
dem Leben gerissen” beschreibt er im 
Rückblick seine Gefühle, nachdem er 
im Streifendienst über mehrere Tage 
ein Familiendrama begleitet hatte, das 
mit dem Suizid der Tochter endete. 
Dies löste beim Kollegen Möller Fra-
gen nach seiner Rolle als Polizist aus. 
„Alles, was in meiner Macht stand, 
hatte ich in die Wege geleitet. Ich hätte 
für den Vater gerne so viel mehr getan, 
wäre gerne so viel länger für ihn da-
gewesen. Doch zumindest konnte ich 
für kurze Zeit ihm in den vermutlich 
schwersten Stunden seines Lebens 
beistehen, ihm zuhören, eine Hilfe 
sein.“

Für viele Polizeibeamte sind sol-
che Situationen, in denen sie 

Menschen in Grenzbereichen erleben 
und begleiten, belastend, und sie be-
nötigen gute Strategien und ein kon-
struktives Umfeld, um diese Erlebnisse 
zu verarbeiten. Wertschätzende Struk-
turen, professionelle Gesprächsange-

bote sowie die eigene Bereitschaft, 
diese Belastungen zu thematisieren 
sind Ressourcen, die vermutlich auch 
dem Kollegen Möller geholfen haben.

Neben der Bedrohung des eigenen 
Lebens und der Gesundheit sind es vor 
allem der Tod und die Verletzung von 
Kollegen und der Umgang mit Kindern 
als Opfer, die für Polizisten und Poli-
zistinnen eine psychische Belastung 
darstellen. Die empfundene Belastung 
ist sehr individuell und die Liste der 
möglichen Extrembelastungen sehr 
umfangreich. 

Die „Psychosoziale Belastung 
und Belastungsverarbeitung 

von Polizeibeamten“ wurde durch die 
Westfälische Wilhelms-Universität 
Münster untersucht. Hierbei wurden 
327 Polizeibeamte zu 90 Situationen 
und der daraus resultierenden Bela-
stungsstärke befragt. Sie konnten Be-
lastungen von 1= „gar nicht“ bis 5 = 
„sehr stark“ wählen. Dabei ergaben 
sich hinsichtlich des Durchschnitts der 
Belastungsstärken diese TOP 15:

Die Häufigkeit von Konflikten 
und die Intensität der daraus 

resultierenden Belastungen macht 
klar, dass Polizisten in der Summe 
dauerhaft hohen Belastungsstärken 
ausgesetzt sind. Erschreckend ist, 
dass „Widersprüchliches Verhalten 
von Vorgesetzten“ und „Konflikte mit 
Vorgesetzten“ von den Kollegen als 
belastender empfunden werden, als 
die „eigene körperliche Verletzung im 
Dienst“. Vorgesetztenverhalten bela-
stet stärker als eine blutende Nase im 
Rahmen eines Einsatzes!

Emotionsarbeit

Die aus den belastenden Situationen 
entstehenden Gefühle dürfen in der 
Rolle als Polizist nur selten ausgelebt 
werden. Es ist nicht professionell und 
auch nicht zielführend, wenn man mit 
den Opfern weint, auch wenn man 
sich in der „Freund- und Helfer-Rolle“ 
gerade selber schwach fühlt. Hier muss 
Emotionsarbeit geleistet werden, wie 
in den Arbeits- und Gesundheitswis-
senschaften die Unterdrückung und 
Kontrolle der Gefühle bezeichnet 
wird. In den meisten Fällen gelingt es 
uns, in unserer Rolle als Polizist, auch 
unsere „Folgegefühle“ (Trauer, Mit-
leid, Enttäuschung, Wut, Aggression, 
et cetera) zu unterdrücken. Dies tun 
wir auch, um trotz einer emotionalen 
Überforderung eine vermeintlich er-
forderliche Neutralität einzunehmen, 
um professionell zu handeln. Und 
bei Konflikten mit Vorgesetzten und 
deren widersprüchlichem Verhalten 
dürfen wir unseren Ärger auch nur 

begrenzt zeigen und müssen unse-
re Meinung häufig für uns behalten. 
Emotionsarbeit führt zur emotionalen 
Erschöpfung. Das ist das Ergebnis des 
Projekts „Psychische Gesundheit in 
der Arbeitswelt, Emotionsarbeit“, der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (BAUA). 

Dadurch wird die Arbeitszufrieden-
heit beeinträchtigt und auch das emp-
fundene Mitgefühl weniger. Insgesamt 
bedeutet Emotionsarbeit zusätzlichen 

Ermittelte Belastungsstärken                                         Quelle: Uni Münster, Frank Fubel

GESUNDHEIT

Fortsetzung auf Seite 21
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Stress, der sich auch körperlich ab-
bildet. Der DGB-Index Gute Arbeit 
fand heraus, dass 67 Prozent aller Po-
lizisten sehr häufig oder oft Gefühle 
unterdrücken müssen, während das 
im Durchschnitt nur 30 Prozent aller 
Beschäftigten tun müssen. Somit ist 
neben dem gehäuften Erleben von 
stark belastenden Situationen die not-
wendig folgende Emotionsarbeit ein 
weiterer Belastungsfaktor. 

Der DGB stellt in seiner Sonder-
auswertung ebenso wie die 

Bundesanstalt fest, dass diese emo-
tionalen Anforderungen psychische 
Belastungen darstellen. Diese haben 
erhöhte gesundheitliche Risiken zur 
Folge und tragen somit neben Schicht-
arbeit, Überstunden und langen 
Diensten dazu bei, dass Polizisten bei 
Ermangelung dienstlicher und per-
sönlicher funktionaler Bewältigungs-
strategien erkranken. Insbesondere 
die Summe der Belastungen wird zum 
Gesundheitsrisiko. Wie bei Profifuß-
ballern muss man nach „englischen 
Wochen für die Psyche“ für ausrei-
chend Entlastung sorgen und unnötige 
Belastungen durch innerdienstliche 
Bedingungen und ungünstiges Füh-
rungsverhalten dringend vermeiden. 

Ausblick

Diese Forderung wird seit 2013 auch 
im Arbeitsschutzgesetz abgebildet, 
nachdem in den 
letzten 20 Jahren 
immer mehr Men-
schen aufgrund 
der psychischen 
Belastungen lan-
ge krank waren. 
Durch den Ar-
beitgeber sind diese Belastungen im 
Rahmen der Gefährdungsbeurteilung 
Paragraf 5 Arbeitsschutzgesetz (Arb-
SchG) zu ermitteln und so weit wie 
möglich zu reduzieren. 

Die  Gefährdungsbeurteilung  
psychischer Belastungen

Laut Urteil des Bundesarbeitsge-
richts (BAG) bezeichnet eine Gefähr-
dung „im Unterschied zur Gefahr die 
Möglichkeit eines Schadens oder einer 
gesundheitlichen Beeinträchtigung 
ohne bestimmte Anforderungen an ihr 
Ausmaß oder ihre Eintrittswahrschein-
lichkeit“. Und zur Gefährdungsbeur-
teilung führt das BAG aus: „Paragraf 

Belastungsempfinden in Bezug auf den nicht-tätlichen Angriff getrennt nach 
Angriffshandlungen: Mittelwerte einer fünfstufigen Skala (1= „Angriff war gar nicht belas-
tend“ bis 5= „Angriff war sehr belastend“). Bewertung jeweils durch die PVB, die (u. a.) die 
jeweilige Angriffsart berichtet und eine Angabe zum Belastungsempfinden gemacht haben 
(=n, Mehrfachnennungen möglich).
Quelle: Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 2013, NRW Studie: Gewalt gegen 
Polizeibeamtinnen und -beamte

5 ArbSchG dient nicht in erster Linie 
dazu, unmittelbare Gesundheitsge-
fahren zu verhüten. Durch die Gefähr-
dungsbeurteilung werden vielmehr 
im Vorfeld Gefährdungen ermittelt, 
denen gegebenenfalls durch entspre-
chende Maßnahmen zu begegnen ist.“ 
Also nicht handeln, wenn etwas pas-
siert ist, sondern handeln, bevor etwas 
passiert. 

Die Innenminister und Behör-
denleiter sind aus dem Arbeits-

schutzgesetz heraus also unmittelbar 
verpflichtet, Maßnahmen zur Bela-
stungsbeseitigung und -reduktion zu 
treffen. Dies gilt insbesondere derzeit, 
wo der aufgrund der Sicherheitslage 
entstehende Arbeitsanfall mit dem vor-
handenen Personal nicht zu bewälti-
gen ist und Dienstherren versuchen, 
Belastungen in Form von Überstunden 
durch Mehrarbeitsvergütung zu kom-
pensieren, statt sie zu entlasten.

Psychische Belastungen           
verhindern

Das Arbeitsschutzgesetz fordert 
Maßnahmen nach Auslegung 

des BAG bereits dann, wenn Gesund-
heitsgefahren entstehen könnten, 
unabhängig von der Eintrittswahr-
scheinlichkeit und ihrer Schwere. „Im 
Arbeitsschutz, bei dem es um Leben 
und Gesundheit der Arbeitnehmer 

geht, genügt ein geringeres Maß an 
Wahrscheinlichkeit als bei einer Ge-
fahr für Sachgüter“, heißt es.

Die Personalvertretungen im 
Bereich der Polizei sind auf-

gefordert, im Rahmen ihrer Mitwir-
kungsrechte im Arbeitsschutz den 
Gesundheitsschutz und die Arbeits-
zufriedenheit der Kollegen durch die 
Verminderung der psychischen Be-
lastungen zu verbessern. Dies kann 
durch den Gefährdungsbeurteilungs-
prozess psychischer Belastungen ge-
lingen, der gesetzlich zwingend vor-
geschrieben ist. 

GESUNDHEIT
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In der bundesweit repräsentativen 
Umfrage wurden Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer unter ande-
rem danach gefragt, wie oft es bei der 
Ausübung ihrer Arbeit zu Konflikten 
oder Streitigkeiten mit Kunden oder 
Klienten kommt. Von den befragten 

Hohe emotionale Anforderungen für 
Polizistinnen und Polizisten

Ergebnisse der Befragung zum DGB-Index Gute Arbeit

Von Rolf Schmucker, Leiter des Instituts DGB-Index Gute Arbeit, und Mitarbeiter André Heinz

Der berufliche Alltag von Polizeibeamten ist geprägt durch Kontakte mit 
anderen Menschen. Das geschieht berufsbedingt in sehr unterschied-
lichen Situationen. Dabei werden an die Kolleginnen und Kollegen hohe 
emotionale Anforderungen gestellt. Das zeigen die Ergebnisse der Be-
schäftigtenbefragung zum DGB-Index Gute Arbeit für den Zeitraum von 
2012 bis 2016.

Polizeibeamten, die ganz überwiegend 
im Polizeivollzugsdienst tätig waren, 
gab deutlich mehr als die Hälfte an, 
dass Konflikte mit Klienten zu ihrem 
Arbeitsalltag gehören. Damit liegen sie 
deutlich über dem Durchschnitt aller 
Beschäftigten, von denen 13 Prozent 

sehr häufig oder oft Konflikte erleben. 
Insgesamt wird im Öffentlichen Dienst 
überdurchschnittlich häufig von Kon-
fliktsituationen berichtet. Der Polizei-
beruf nimmt dabei jedoch nochmal 
eine Spitzenposition ein (siehe Seite 
23 Abb. 1)

Zum beruflichen Selbstverständnis 
von Polizistinnen und Polizisten gehört 
der professionelle Umgang mit Kon-
fliktsituationen. Das beinhaltet unter 
anderem die Anforderung, die eige-
nen Gefühle nicht immer zeigen zu 
dürfen. Diese spezifische emotionale 
Belastung, die auch als Emotionsarbeit 

GESUNDHEIT
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Anzeige

bezeichnet wird, tritt im Polizeiberuf 
ebenfalls deutlich häufiger auf als im 
Durchschnitt der anderen Berufsgrup-
pen. Zwei Drittel (67 Prozent) aller 
Polizeibeamten müssen ihre Gefühle 
(sehr) häufig verbergen. Im Gesamt-
durchschnitt geben dies 30 Prozent aller 
Beschäftigten an.

Emotionsarbeit ist dann besonders 
herausfordernd, wenn sie auf eine 
respektlose oder herablassende Be-
handlung durch andere Menschen 
reagieren muss. Solche Situationen 
stehen im deutlichen Widerspruch zu 
dem weit verbreiteten Wunsch nach 
Wertschätzung der eigenen Tätigkeit. 
Eine respektlose Behandlung im Beruf 
bedeutet für die Betroffenen häufig eine 
starke psychische Belastung. Auch in 
diesem Punkt sind Polizistinnen und 
Polizisten deutlich häufiger betroffen 
als der Durchschnitt aller Beschäftigten. 
Nahezu jede/r vierte Polizist/in (22 Pro-
zent) berichtet davon, sehr häufig oder 
oft respektlos behandelt zu werden. 
Von allen Beschäftigten trifft dies auf 
jede/n Zehnten zu (siehe Abb. 2).

Dass es sich hier nicht um neben-
sächliche Tätigkeitsmerkmale handelt 
wird deutlich, wenn man die Erkennt-
nisse der arbeitsmedizinischen For-
schung hinzuzieht. Arbeitsbedingte 
Konflikte und emotionale Anforde-

rungen führen für die Betroffenen zu 
erhöhten gesundheitlichen Risiken. 
Hohe emotionale Belastungen stehen 
in Zusammenhang mit einer verringer-
ten Arbeitszufriedenheit, häufigeren 
Erschöpfungszuständen (Merkmal von 
Burn-out) und weiteren psychischen 
Beeinträchtigungen. 

Um diese Gesundheitsrisiken für Po-
lizistinnen und Polizisten zu verringern, 
muss den emotionalen Belastungen 
des Berufs besondere Aufmerksam-
keit geschenkt werden. Ein wichtiges 
Instrument des Gesundheitsschutzes 
ist die gesetzlich vorgeschriebene 
Gefährdungsbeurteilung psychischer 
Belastung, mit der solche Risiken iden-
tifiziert und präventive Maßnahmen 
entwickelt werden können. Eine ganz-
heitliche Gefährdungsbeurteilung, die 
auch die beschriebenen emotionalen 
Anforderungen berücksichtigt, wird 
jedoch in viel zu wenigen Betrieben 
und Dienststellen durchgeführt.

Eine wesentliche Voraussetzung für 
eine gute Arbeitsgestaltung ist zudem 
eine ausreichende Personalausstattung, 

die einer Überlastung der Beschäftigten 
vorbeugt, sowie angemessene Erho-
lungs- und Pausenzeiten ermöglicht. 
Darüber hinaus braucht eine gesund-
heitsförderliche Arbeitsgestaltung pas-
sende Qualifizierungsmöglichkeiten 

zum Umgang mit emotional belasten-
den Situationen sowie Angebote der 
psychosozialen Unterstützung (zum 
Beispiel Trauma-Prävention, Supervi-
sion) und des kollegialen Erfahrungs-
austauschs. Berücksichtigt man diese 
spezifischen Anforderungen, ist „Gute 
Arbeit“ auch für Polizistinnen und Po-
lizisten gestaltbar. 

			            Quellen (2): DGB-Index Gute Arbeit kompakt 01/2017

Ergebnisse zur emoti-
onalen Belastung im 
Polizeiberuf finden sich 
in der Ausgabe 1/2017 
von „DGB-Index Gute 
Arbeit kompakt“. Die 
Online-Publikation kann 
auf der Seite www.dgb-
index-gute-arbeit.de he-
runtergeladen werden.

GESUNDHEIT
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KRIMINOLOGIE
Für Studium und Praxis
Von Horst Clages und Ines Zeitner.

Dieses Fachbuch behandelt alle wesentlichen theore-
tischen Inhalte des Studienfaches Kriminologie, die für
die Fachhochschulausbildung des gehobenen Polizeivoll-
zugdienstes vorgesehen sind. Aufbau und Gliederung des
Werks sind eng an die Lehrpläne angelehnt, wie sie bun-
desweit eingesetzt werden.

Der erste Teil des Buches bietet zunächst einen Über-
blick über wesentliche Grundlagen der Kriminologie und
stellt dabei insbesondere die polizeiliche Aufgabenbewäl-
tigung anwendungsbezogener Kriminologie in den Mittel-
punkt. Eine Einführung in die Bedeutung und Methodik
kriminologisch-kriminalistischer Kriminalitätsanalysen
leitet den zweiten Teil des Buches ein, der in Deliktsana-
lysen systematisch zahlreiche Einzeldelikte in der in Lehre
und Praxis angewendeten schematisierten Form darstellt.

Für diese Neuauflage wurde der Inhalt des Buches
von den Autoren überarbeitet und aktualisiert sowie die
Systematik der Deliktsanalyse neben der „Phänomenolo-
gie“ und „Ätiologie“ um den Gliederungspunkt „Krimina-
litätskontrolle“ erweitert. Fallrepetitorien erleichtern dem
Leser den Transfer von der Theorie zur Praxis und bilden
damit eine wertvolle Hilfestellung für die Prüfungsvor-
bereitung.

DIE AUTOREN
Horst Clages, Leitender Kriminaldirektor a.D. und Vize-
präsident der Deutschen Gesellschaft für Kriminalistik e.V.

Ines Zeitner, Kriminaloberrätin, Dozentin für Kriminalwis-
senschaften und Berufsreflexion an der Fachhochschule für
öffentliche Verwaltung NRW.

DP_0517_Clages_Zeitner_Kriminologie.pdf; s1; (210.00 x 280.00 mm); 04.Apr 2017 19:52:14; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien
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DP: Dr. Ehrentraut, wer sind die Man-
datgeber für die internationalen Missi-
onen, und in welchen Ländern kommen 
deutsche Polizistinnen und Polizisten 
zurzeit schwerpunktmäßig zum Einsatz?

Dr. Christoph Ehrentraut: Die Bundes-
republik Deutschland beteiligt sich mit 
rund 200 Beamtinnen und Beamten 
der Polizeien des Bundes, der Länder 
und des Zolls in 6 Friedensmissionen 
der Vereinten Nationen (VN), 9 EU-
Missionen, eine OSZE-Mission und 
dem bilateralen „German Police Pro-
ject Team“ (GPPT) in Afghanistan. Die 
Schwerpunkte liegen hierbei in Mali/
Niger, Afghanistan und der Ukraine. 
Ein weiterer Schwerpunkt zeichnet 
sich möglicherweise in Libyen ab.

DP: Welche grundsätzliche Bedeutung 
hat der Einsatz von deutschen Beamten 
in internationalen Friedensmissionen?

Dr. Ehrentraut:  Ziel der Missionen ist 
es, einen Beitrag zum Aufbau örtlicher 
Verwaltungsstrukturen zu leisten. Da-
bei kommt dem Aufbau der Sicher-
heitsbehörden und des Grenzschutzes 
in Krisenstaaten eine besondere Be-
deutung zu, um Fluchtursachen bereits 
dort bekämpfen zu können, wo sie sie 
entstehen. 

Friedensmissionen in Konfliktge-
bieten sind ein zentrales 
Instrument  von UN und EU. Sie tragen 
dazu bei, dass Flucht und Migration 
nach Deutschland und Europa nach-

AUSLANDSEINSÄTZE

Deutsche Polizei hilft beim Aufbau von 
Sicherheitsbehörden und Grenzschutz 

in Krisenstaaten

Im Gespräch mit dem Leiter der Geschäftsstelle AG IPM und Referatsleiter B4, 
Dr. Christoph Ehrentraut (l.) und seinem Vertreter Markus Bierschenk (r.) war 
DP-Autor Roland Voss (m.). 					  Foto: privat

Seit 1989 nehmen deutsche Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte 
des Bundes an friedenssichernden und friedenserhaltenden Einsätzen 
zwischen- und überstaatlicher Mandatsgeber in Krisengebieten der Welt 
teil. Seit 1994 beteiligen sich hieran auch Kolleginnen und Kollegen der 
Polizeien der Länder und der Bundeszollverwaltung. Die Steuerung und 
Koordinierung des Einsatzes deutscher Polizistinnen und Polizisten in 
mandatierten Friedensmissionen und dem bilateralen German Police Pro-
ject Team in Afghanistan erfolgt seitdem durch die Arbeitsgruppe Inter-
nationale Polizeimissionen (AG IPM) der Ständigen Konferenz der Innen-
minister und -senatoren der Länder (IMK). 
Für den Bund nimmt diese wichtige Aufgabe das Bundesinnenministerium 
war, wo im Referat B4 auch die Geschäftsstelle der Bund-Länder AG IPM 
eingerichtet ist. DEUTSCHE POLIZEI (DP) sprach mit dem Leiter und dem 
stellvertretenden Leiter der Geschäftsstelle der AG IPM, Ministerialrat 
Dr. Christoph Ehrentraut und Polizeidirektor Markus Bierschenk.

haltig reduziert werden und Menschen 
sich nicht auf die lebensgefährliche 
Reise durch die Wüste und über das 

Mittelmeer begeben.
  Friedensmissionen haben sich in 
den letzten 25 Jahren bewährt. Diese 
entlasten damit dauerhaft die 
Polizei im Inland und an den EU-Au-
ßengrenzen. Für die Menschen in 
den Krisenregionen schafft es 
Perspektiven vor Ort und wirkt im 

Zusammenspiel mit anderen Maßnah-
men, zum Beispiel der Entwicklungs-
hilfe, der Spirale von Leid und Elend 
entgegen.

DP: Wie profitieren die Dienstherrn 
und die Entsendebehörden vom Einsatz 
ihrer Polizistinnen und Polizisten in den 
Missionen?

Dr. Ehrentraut: Natürlich fehlt uns 
auch zu Hause jede Kollegin und je-
der Kollege. Aber die Beteiligung am 
Aufbau von Rechtsstaatlichkeit be-
deutet auch, die Kriminalität in den 
Herkunftsländern zu bekämpfen, die 
immer auch internationale Bezüge, 
zum Beispiel nach Deutschland, hat. 
Damit leisten die Kolleginnen und Kol-
legen im Ausland einen Beitrag zur 
Minderung der Kriminalitätsbelastung 
bei uns. Die Beamten in den Missionen 
erwerben zudem wertvolle Kenntnisse 

und Erfahrungen, die sie nach ihrer 
Rückkehr gut in ihren Dienststellen 
einbringen können – zum Beispiel in-
terkulturelle- und Sprachkompetenz.

DP: Gibt es eine Verknüpfung zu 
Frontex beziehungsweise gibt es ge-
genseitige Unterstützung?

Dr. Ehrentraut:  Wir sind sehr froh, 
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dass die Polizeien der Länder seit No-
vember 2015 die Bundespolizei bei 
Einsätzen der europäischen Grenz- 
und Küstenwache Frontex unterstüt-
zen. Der gemeinsame Einsatz von 
Bundes- und Landespolizisten an den 
Hot Spots in Griechenland und Ita-
lien sowie zum Beispiel an der bul-
garischen EU-Außengrenze ist Teil 
unseres Tagesgeschäfts geworden 
und wird nach meiner Einschätzung 
auch künftig ein wichtiger Baustein 
des deutschen Polizeiengagements im 
Ausland bleiben.

DP: Herr Bierschenk, die Bundesre-
gierung hat erklärt, dass das deutsche 
Engagement beim Einsatz in internatio-
nalen Friedensmissionen weiter gestär-
kt und ausgebaut werden soll. Gibt es 
genügend Interessenten für Missionen, 
und welche Rolle spielt die Sprachkom-
petenz?

Markus Bierschenk: Seit 1989 waren 
mehr als 9.000 deutsche Polizistinnen 
und Polizisten in Missionen eingesetzt. 
Uns freut, dass das Interesse nach wie 
vor groß ist. Allerdings werden seit 
einiger Zeit vermehrt sehr speziali-
sierte Polizisten und Führungskräfte 
benötigt, die auch im Inland rar sind. 
Englischkenntnisse sind ein „Muss“ 
für jeden in einer Mission. Da in Mali 
und Niger französisch gesprochen 
wird, appelliere ich an interessierte 
deutsche Polizistinnen und Polizisten, 
französisch zu lernen. Die Trainings-
institute der AG IPM in Lübeck, Brühl 
und Böblingen unterstützen gern bei 
der Suche nach passenden Fortbil-
dungsangeboten.

DP: Ein Auslandseinsatz bedeutet 
auch Trennung von der Familie und der 
gewohnten Umgebung zu Hause. Warum 
sollten sich Polizistinnen und Polizisten 
diesen Erschwernissen stellen? Welche 
Anreize gibt es für den Auslandseinsatz?

Bierschenk: Ich habe in meinen 
Auslandseinsätzen schnell festgestellt, 
dass das Arbeiten in einem fremden 
Kulturkreis extrem spannend ist. 
Man reift im Auslandseinsatz deut-
lich schneller als zu Hause, lernt viel 
Neues dazu und hilft dort, wo Hilfe 
am Nötigsten ist. Darüber hinaus ist 
es auch finanziell attraktiv, in eine 
Mission zu gehen. Das sollte aber auf 
keinen Fall der Hauptbeweggrund für 
eine Bewerbung sein.

DP: Wie erfolgt die Betreuung der 
Kollegen im Auslandseinsatz und ihrer 
Familien?

Bierschenk: Es gibt ein großes Netz 
an Betreuungsmaßnahmen, das bei 
der Geschäftsstelle der AG IPM im 
Bundespolizeipräsidium in Potsdam 
und den Entsendebehörden weit im 
Vorfeld des Einsatzes beginnt und 
neben dem Einsatz selbst auch des-
sen Nachbereitung und Verarbeitung 
einbezieht. Die Beamten und ihre Fa-
milien werden nicht allein gelassen. Es 
gibt immer einen Ansprechpartner für 
Sorgen und Nöte. Wenn es zu beson-
ders belastenden Ereignissen kommt, 
steht uns ein eigenes Kriseninterven-
tionsteam zur Verfügung, das sofort 
eingesetzt werden kann.

DP: An wen können sich Polizistinnen 
und Polizisten wenden, wenn sie sich für 
einen Auslandseinsatz interessieren? 

Bierschenk: Der Bund und die Län-
der unterhalten jeweils eigene Be-
treuungskomponenten, die allen In-
teressentinnen und Interessenten zur 

Verfügung stehen. Informationen und 
Ansprechpartner finden sie auch auf 
den Internet- und Intranet-Homepages 
der Polizeien von Bund und Ländern.

DP: Haben Sie selbst schon an einem 
Auslandseinsatz teilgenommen und wür-
den Sie sich dieser Herausforderung 
erneut stellen? Was sagt Ihre Familie 
dazu? 

Bierschenk: Ja, auf jeden Fall. Es 
ist eine fantastische Erfahrung, in ei-
ner Mission zu arbeiten. Meine Fami-
lie war vor meinem ersten Einsatz in 
Afghanistan skeptisch. Jetzt wissen 
meine Frau und meine Kinder, dass 
sie nicht allein gelassen werden, wenn 
ich im Ausland bin. Sie stehen hinter 
mir, wenn wieder ein Einsatz ansteht.

Vielen Dank Herr Dr. Ehrentraut und 
Herr Bierschenk. 

Das Interview führte Roland Voss.

AUSLANDSEINSÄTZE

NÄHER BETRACHTET

Immer mehr Aufgaben kamen 
und kommen durch die Übernahme 
von „Tätigkeiten im Ausland“ auf 
die Polizei zu. Die Federführung, da 
grundgesetzlich geregelt, kommt der 
Bundespolizei zu. Nach Artikel 73 
des Grundgesetzes ist für auswärtige 
Angelegenheiten der Bund allein zu-
ständig. Somit ist er auch für interna-
tionale Polizeimissionen zuständig. Da 
der Bund dieses personell allein nicht 
leisten kann, gibt es richtigerweise 
eine besondere Zusammenarbeit und 
Unterstützung mit den Ländern.

Grundlage dieser Entwicklung 
ist die zunehmende politische 

Verantwortung Deutschlands in der 
Welt. Die Schaffung humanitärer Le-
bensbedingungen sowie zur Hilfelei-

Polizei in Mission
Von Roland Voss, Mitglied im Bundespolizeihauptpersonalrat

Seit den sechziger Jahren dienen Polizeibeamte in Friedenseinsätzen der 
Vereinten Nationen. Ihre Zahl hat sich seitdem vervielfacht. In Deutsch-
land ist die Polizei zur Wahrung der Sicherheit und Ordnung nach den 
jeweiligen Polizeigesetzen und dem Bundespolizeigesetz innerhalb der 
Bundesrepublik zuständig. Eine zunehmende Veränderung in der Aufga-
benwahrnehmung wird besonders in den letzten Jahren in der deutschen 
Polizei spürbar.

stung in Krisenregionen sind Grund-
lage, das schlimmste Kriminalität und 
Menschenrechtsverletzungen, aber 
auch Flucht- und Migrationsursachen 
im Vorfeld entgegengewirkt werden 
kann.

Zurzeit versehen circa 160 deut-
sche Polizisten weltweit in ins-

gesamt 19 Missionen ihren Dienst. 
Die Arbeit vor Ort ist teilweise extrem 
schwierig und gefährlich und hat sich 
in den letzten Jahren grundlegend 
verändert. 

Um wirksame Arbeit leisten zu kön-
nen, braucht das System der „Deut-
schen Polizeien in Missionen, gleich 
welcher Mandatierung“ deutlich mehr 
„Zuwendungen“, sowohl in materi-
eller, als auch finanzieller Hinsicht, 
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um zukunftsweisende und wirksame 
humanitäre Arbeit leisten zu können. 
Daneben sind aber auch die Wert-
schätzung und der Respekt der Kol-
legen zwingend erforderlich, die sich 
dieser Aufgabe stellen. Hierzu ist auch 
die notwendige Transparenz der Auf-
gaben, also Öffentlichkeitsarbeit nach 
innen, aber auch die Betreuung der 
Missionsteilnehmer von immanenter 
Bedeutung.

Das Bundesinnenministerium 
(BMI) und der Bundespolizei-

hauptpersonalrat (BHPR) vereinbarten 
daher gemeinsame Betreuungsreisen. 
Dass diese bei den Kollegen sehr gut 
ankommen, zeigen die Reaktionen 
und Schreiben an die Gewerkschaft 
der Polizei. Ein Akt der besonderen 
Menschlichkeit, sich um die Kollegen 
– auch in den entlegensten und gefähr-
lichsten Ecken der Welt zu kümmern. 

Bürgerkriegsregionen, in denen 
normalerweise die Waffen ruhen 

sollten, sind keine Urlaubsländer. Die 
Mandate sollen den Menschen Wege 
in ein Leben ohne Krieg und in Sicher-
heit ebnen. Ein Großteil der Bevölke-
rung – Frauen und Männer, Kinder und 
Alte – sind auf ein Mindestmaß an Vor-
hersagbarkeit und Vertrauen angewie-
sen, um sich zumindest frei bewegen, 
das Lebensnotwendige besorgen, den 
Lebensunterhalt verdienen oder zur 
Schule gehen zu können. Wo dies nicht 

möglich ist, breitet sich eine Diaspora 
aus. Ein krimineller Nährboden für ge-
waltsame Konflikte, Krieg und Terror. 

Daher ist es eine übernationale 
Aufgabe im Rahmen der Völkerver-
ständigung, für ein Mindestmaß an 
Sicherheit zumindest ansatzweise zu 
sorgen. Darin liegt der Mehrwert der 
internationalen Aufgaben und dieses 
ist gemeinhin eine zivile Aufgabe und 
somit eine Aufgabe der Polizei. 

Für die friedliche und wirtschaftliche 
Entwicklung eines Landes ist Rechts-
staatlichkeit von entscheidender Be-
deutung. Wichtiger Garant von Rechts-
staatlichkeit ist eine gut ausgebildete 
Polizei. Deutsche Polizistinnen und 
Polizisten zeichnen sich insbesondere 
durch ihr rechtsstaatliches Selbstver-
ständnis und ihre Verankerung in un-
serer Gesellschaft aus. Der deutschen 
Polizei – die international bekannt für 

NÄHER BETRACHTET

Bei der Somalia-Mission im Februar 2017: (v.l.) Volker Eggert, Roland Voss, Christoph 
Buik, Thomas Urny und Paul Grupp Foto: privat
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ihre Ausbildung ist – kommt hierbei 
eine besondere Bedeutung zu. 

Seit August 1989 nehmen deutsche 
Polizisten an Auslandseinsätzen teil. 
Die ersten Bundesgrenzschutz-Beam-
ten wurden im Rahmen der Unterstüt-
zungseinheit der Vereinten Nationen 
für die Übergangszeit, kurz UNTAG 
(United Nations Transition Assistance 
Group), in Namibia, eingesetzt. Da-
nach folgten Einsätze in Kambodscha, 
der West-Sahara und auf der Donau. 
Seit 1994 beteiligen sich auch Kollegen 
der Landespolizeien an Auslandsein-
sätzen. 

Im Februar reiste eine Betreuungs-
delegation des BMI und Bundes-

polizeipräsidiums (BPOLP) mit einem 
Vertreter des BHPR nach Somalia 
(Mogadischu). Weitere Betreuungs-
einsätze, unter anderem in den Sudan 
(Dafur), sind in Vorbereitung. 

Am Beispiel des UN-Mandats für 
Somalia (UNSOM) zeigt sich die Wich-
tigkeit solcher Friedensmissionen. Die 
UNSOM ist eine politische „Sonder-
mission“ der Vereinten Nationen für 
Somalia, die vom Bundespolizisten 
Christoph Buik geleitet wird. Es ist 
die erste UN-Mission, bei der ein 
Deutscher an der Spitze steht. Deren 
Aufgabe ist es, Somalia beim Staats-
aufbau und bei den Versöhnungsbe-
mühungen innerhalb des Landes zu 
unterstützen. 

Der am 8. Februar stattgefun-
denen Wahl kam eine große Be-

deutung zu. Mehr als zwei Jahrzehnte 
gab es in dem Land am Horn von Afri-
ka keine funktionierende Zentralre-
gierung. Hier zeigt sich der besondere 
Wert der UN und der EU-Friedensmis-
sionen. Besonders die internationale 
Polizeitruppe unter Führung Buiks 
leistete  hervorragende Arbeit.

Die Herausforderungen der UN en-
den nicht. Sie gehen sicherlich weiter. 
Beim Wiederaufbau des wirtschaftlich 
ruinierten Landes Somalia und größter 
Hungersnot von Millionen von Men-
schen ist die Stärkung der Demokratie, 
vor allem beim Aufbau einer dauerhaft 
funktionierenden Polizei, die gegen 
die Islamistenmiliz Al Shabaab gut 
auszubilden ist, eine wichtige Aufgabe 
der UN. Ob ein Mandat erteilt wird, 
wird sich zeigen.

Angesichts der Vielzahl internatio-
naler Konflikte und einer teilweise sehr 
fragilen Sicherheitslage ist der Einsatz 
deutscher Kollegen in den Missionen 
extrem gefährlich, aber trotzdem sehr 

wichtig. Friedenseinsätze sind eines 
der besten zur Verfügung stehenden 
Instrumente, um Gewalt in Konfliktsi-
tuationen einzudämmen.

Der Bund muss hierbei seiner 
Rolle und seiner Aufgabe ge-

rechter werden. Die Personalgestel-
lung erfolgt auf Grundlage einer Be-
sprechung der Bundeskanzlerin mit 
den Regierungschefs der Länder am 
12. Juni 2008 und einem vereinbarten 
Verteilerschlüssel für internationale 
Polizeimissionen zwischen dem Bund 
und den Bundesländern. Eine vollstän-
dige Übernahme aller Kosten, auch der 
Personalkosten, sollte daher selbst-
verständlich sein. Die Bundesländer 
dürfen hierbei nicht auf den Kosten 
sitzenbleiben.

Daher sollte darüber nachgedacht 
werden, ob eine Bund-Länder-Verein-
barung zur Verbesserung der rechtli-
chen, organisatorischen und finanzi-
ellen Voraussetzungen für den Einsatz 
von Polizistinnen und Polizisten in 
Friedensmissionen geschlossen wird, 
die der außenpolitischen Verantwor-

tung des Bundes angemessen Rech-
nung trägt. 

Auch eine Anpassung des für den 
Einsatz von Polizistinnen und Poli-
zisten im Ausland geltenden Dienst-
rechts des Bundes und der Länder 
sollte auf die politische Agenda gesetzt 
werden, um die Rahmenbedingungen 
für die schwierigen Einsätze zu verbes-
sern und somit auch mehr Polizisten 
und Polizistinnen zu ermutigen, in 
Friedenseinsätze zu gehen. 

Um die erforderliche Wertschät-
zung besonderen Leistung unserer 
Kolleginnen und Kollegen politisch zu 
honorieren, wäre auch eine regelmä-
ßige, mindestens jährliche Debatte im 
Deutschen Bundestag wichtig. 

Es ist daher schon jetzt besonders 
begrüßenswert, dass das BMI gemein-
sam mit dem Hauptpersonalrat der 
Bundespolizei Betreuungsreisen unter-
nimmt. Ein Akt großer und wichtiger 
Wertschätzung. 

Dass die GdP ihren unabhängigen 
und politischen Einfluss im Interesse 
der eingesetzten Kolleginnen und Kol-
legen nutzen wird, ist selbsterklärend. 

NÄHER BETRACHTET

Elternabend: Rund 20 Erwachsene 
sitzen im Klassenraum auf nicht allzu 
bequemen Holzstühlen, vor sich die 
wie üblich verkratzten Bänke. Die Bitte 
der Lehrerin um Interessenten für das 
Amt des Elternratsvertreters verhallt 
ohne Resonanz. Als sie nach „Freiwil-
ligen” sucht, die bei der Vorbereitung 
des Schulfestes helfen können, gehen 
immerhin ein paar Arme hoch. Weit 
hinten sitzen zwei Frauen mit Kopf-
tuch, Mütter von Schülerinnen, die 
zu den besten der Klasse zählen. Sie 
beteiligen sich nicht an der Diskussion. 
Beherrschen sie die Sprache nicht gut 
genug, sind sie gar Analphabeten? 
Oder ist es die Institution Schule selbst, 
die ihr Engagement bremst oder gar 
verhindert?

Frankfurt-Fechenheim, eine eher 
unwirtliche Gegend im Osten der Ban-
kenstadt.  Nichts erinnert an das nur 

ELTERNBETEILIGUNG AN SCHULEN

Die Hürden der Integration
Von Thomas Gesterkamp

An Schulen mit einem hohen Anteil von Kindern aus Einwandererfamilien 
ist das Engagement der Eltern besonders gering. Ein Modellprojekt in 
Frankfurt am Main versucht das zu ändern.

wenige Kilometer entfernte Zentrum 
der Hochfinanz, es sieht aus wie im 
Ruhrgebiet. An der Heinrich-Kraft-
Schule gibt es das Fach Türkisch als 
„herkunftssprachlichen Unterricht”. 
Viele Kinder kommen aus Migranten-
familien, sie sprechen zu Hause kein 
Deutsch. Ihre Eltern, so stellen die 
Lehrkräfte der Fechenheimer Gesamt-
schule nüchtern fest, zeigen nur eine 
„sehr geringe Beteiligung innerhalb 
unserer Schullandschaft”.

Das ändert sich gerade, durch 
das Projekt „Nur mit Ihnen”. 

So heißt ein Modellversuch des Amtes 
für multikulturelle Angelegenheiten 
(AmkA) und des Staatlichen Schul-
amtes in Frankfurt am Main. 16 Schu-
len, die überwiegend in von Einwan-
derung geprägten Stadtteilen liegen, 
haben in den vergangenen drei Jahren 
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Ideen für eine stärkere Beteiligung 
von Eltern entwickelt und umgesetzt. 
Jeweils zwei Lehrerinnen oder Lehrer 
erhielten ein Zeitdeputat von zwei 
Wochenstunden und ein Budget von 
2.000 Euro pro Schuljahr. „Die unter-
schiedlichen Projekte eint der Gedan-
ke, Barrieren abzubauen und Vertrau-
en zu ermöglichen”, sagt Wolfgang 
Kreher vom Schulamt. Das Spektrum 
reicht von innovativen Formen, Eltern-
abende zu gestalten, über Elterncafés 
und Elternfeste bis zu einer neuen 
Begrüßungskultur.  

An der Heinrich-Kraft-Schule in 
Fechenheim war der gemein-

same Besuch eines Kletterparks ein 
Höhepunkt der Initiative. „Mama 
komm mal, lass uns wetten, wer zu-
erst oben ist!”: Solchen Bitten ihrer 
Kinder konnten sich sogar zunächst 
skeptische Eltern kaum verweigern, 
erinnern sich die Lehrkräfte, sie „klet-
terten stolz die Wand hinauf”. Doch 
selbst nach diesem besonderen Event 
bleibe es schwierig, die Einwanderer-
familien zu erreichen, heißt es im Aus-
wertungsbericht. Die Beteiligung sei 
„gering” und bedürfe der „weiteren 
Optimierung”.

Brach liegende Potenziale

Liegt das nur an den Eltern? Fragt 
man die (eher nicht migrantisch ge-
prägte) Minderheit, die Verantwortung 
übernimmt, in Klassenkonferenzen 
oder Ratsversammlungen gesessen 
hat, hört man resignative Töne. Bei 
Konflikten entscheiden Schulleitung 
und Schulverwaltung meist allein. 
Eltern sollen mitwirken, aber nicht 
mitbestimmen. Klar wird es gern gese-
hen, ja fast erwartet, dass Familien für 
das Sommerfest einen Kuchen backen 
oder einen Salat mitbringen. Auch die 
Liste, auf der sich jede/r für den Dienst 
an Spielstand oder Kaffeetisch ein-
tragen soll, macht beim Elternabend 
garantiert die Runde. Kritische Fragen 
zu Unterrichtsinhalten, Lehrmethoden 
oder „heißen Eisen” wie Drogenmiss-
brauch, Gewalt oder Mobbing sind 
weniger erwünscht. 

Elternmeinungen als wertvolle  
„Kundenanregungen”, um das 

eigene Angebot zu verbessern? Jeder 
Dienstleister, der sich behaupten will, 
muss das ganz selbstverständlich so 
betrachten und entsprechend han-
deln. In dem AmkA-Projekt finden 

sich zumindest erste Ansätze, einen 
Bewusstseinswandel in diese Rich-
tung zu bewirken. Fast die Hälfte der 
beteiligten Frankfurter Schulen ex-
perimentiert mit Elterncafés, wo sich 
„Erziehungsberechtigte” und haupt-
berufliche Pädagogen unverbindlich 
treffen sollen. Beim Frühstück können 
sie sich austauschen oder Sorgen be-
sprechen. Diese Cafés sind allerdings 
nur am frühen Morgen geöffnet, zu 
einem Zeitpunkt also, zu dem Eltern 
es in der Regel eilig haben. Als Folge 
sitzen dort fast ausschließlich nicht 
erwerbstätige Mütter. 

Dass auch Väter Eltern sind 
und sich stärker engagieren 

könnten, war in dem Modellversuch 
leider kaum Thema. Bei Schulfesten 
stehen die Männer wie gewohnt hinter 
dem Grill oder am Zapfhahn. Wenn 
Kleinigkeiten unbürokratisch und        
kostengünstig zu renovieren sind, 
wird schon mal auf männliche Hand-
werker aus der Elternschaft zurück-
gegriffen. Doch viel ehrenamtliches 
Wissen liegt brach. Dabei könnte ein 
Vater sein Fachwissen der Informa-
tionstechnik einmal wöchentlich im 
schulischen Programmierkurs vermit-
teln. Oder eine Mutter hat Kontakt zu 
einer Schauspielertruppe, die bereit 
wäre, gegen eine kleine Aufwands-
entschädigung mit den Kindern ein 
Stück einzuüben. 

„Eltern bringen kulturelle Vielfalt 
und einen großen Erfahrungsschatz 
mit in die Schule, dieses Potenzial wird 
noch zu wenig genutzt”, resümiert 
Stefan Weiß, der Projektverantwort-
liche beim Frankfurter AmkA. „Dabei 
sind viele bereit, sich zu engagieren, 
auch außerhalb der institutionalisier-
ten Mitwirkung im Elternbeirat oder 
dem obligatorischen Mitbringsel zum 
Buffet.” Im Weg stehen dabei auch 
ganz praktische Barrieren. Manche 
Hausmeister sind wenig begeistert, 
die Schule am Abend für besonde-
re Aktivitäten zu öffnen. Putzfrauen 
fürchten, Klassenräume ein zweites 
Mal reinigen zu müssen. Lange war 
nicht geklärt, wer haftet, wenn ein 
Vater beim Sportunterricht aushilft. 
Die Versicherung von Ehrenamtlern 
durch öffentliche Einrichtungen ist 
inzwischen geregelt, auch anderen 
Bedenken wurde der Wind aus den 
Segeln genommen. Die Schulen sind 
unabhängiger, müssen nicht dauernd 
Behörden um Genehmigung bitten, 
können mehr Dinge auf eigene Faust 
ausprobieren und gestalten. 

Dolmetscher beim Elternabend

Dass der Dialog zwischen Schu-
len und Familien nicht besonders 
gut funktioniert, ist keineswegs nur 
desinteressierten Lehrkräften oder 
der Bildungsbürokratie anzulasten. 
Manchen Eltern ist es erschreckend 
gleichgültig, in welcher Umgebung 
ihre Kinder einen großen Teil ihres 
Alltags verbringen. Die Schule wird 
es schon richten, ist die Grundhal-
tung derjenigen, die sich aus ihrer 
Erziehungsverantwortung weitgehend 
zurückgezogen haben. Erst wenn es 
Fünfen und Sechsen hagelt und die 
Versetzung gefährdet ist, suchen sie 
den Kontakt. Viele Elterngespräche, 
klagen Lehrerinnen und Lehrer, seien 
einzig und allein dem Weiterkommen 
des eigenen Kindes gewidmet. Er-
heblich schwerer sei es, den Blick auf 
die Klassengemeinschaft oder gar die 
ganze Schule zu richten.

Studien zum bürgerschaftlichem 
Engagement zeigen ein nur auf den 
ersten Blick überraschendes Ergebnis: 
Es sind meist die Eltern, die gute Stel-
len und wenig Zeit haben, die sich zu-
sätzlich auch noch in der Schule ihrer 
Kinder engagieren. In einkommens-
schwachen Milieus fehlt angesichts 
näher liegender Sorgen dafür oft die 
Energie. Zum Teil mangelt es gera-
de in den Migrantenfamilien auch an 
kultureller Kompetenz, sich etwa auf 
Versammlungen zu äußern, Protest-
briefe zu schreiben oder in Gremien 
mitzuarbeiten. Oder die Mischung aus 
Mittelschichtsprache, Umgangsstil und 
Sitzungsmeierei bringt diese Eltern 
zum Schweigen. 

Hier können Kleinigkeiten ein 
erster Schritt sein. Frankfur-

ter Schulen haben eine „mehrspra-
chige Begrüßungskultur” entwickelt. 
Im Eingangsbereich und an Trep-
penaufgängen stehen Willkommens-
Schriftzüge auf Russisch, Arabisch 
oder Farsi. Wichtiger noch als solche 
symbolischen Gesten ist die Über-
setzung etwa von Informationsbro-
schüren in die wichtigsten Herkunfts-
sprachen. Denn bisweilen sind die 
Deutschkenntnisse so lückenhaft, dass 
auf den Elternabenden eigentlich ge-
dolmetscht werden müsste. Überset-
zungsdienstleistungen aber sind teuer, 
auch dem AmkA-Modellprojekt fehl-
ten dafür die Ressourcen. So stoßen 
die Bemühungen der interkulturellen 
Integration im Schulalltag an Grenzen. 

ELTERNBETEILIGUNG AN SCHULEN
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Als Argumente gegen autonome 
Schiffe werden unter anderem vor-
gebracht, dass Besatzungen während 
der Reise Instandhaltungs- und Pfle-
gearbeiten durchführen, die sonst in 
der Werft erledigt werden müssten 
und so teure Werftliegezeiten redu-
zieren. Technische Defekte, die häufig 
erhebliche Folgen nach sich ziehen, 
können unmittelbar repariert werden 
und beugen der Gefahr eines Ma-
schinenausfalls auf hoher See vor. Bei 
Ausbruch eines Feuers an Bord könnte 
eine Mannschaft vielleicht noch recht-
zeitig und erfolgreich den Löschangriff 

VERKEHRSGERICHTSTAG

Autonome Schiffe – Vision oder Albtraum
Von Burkhard Klär

In der Antike oder im Mittelalter hätte man sie wohl als Geisterschiffe 
bezeichnet, autonome Schiffe, die wie von Geisterhand ohne Besatzung 
über die Weltmeere fahren. Doch genau wie im Straßenverkehr (Thema 
des Verkehrsgerichtstages 2015) schreitet auch die Automatisierung in 
der Schifffahrt mit Riesenschritten voran. Bei einem autonomen Schiff 
handelt es sich um ein umfassend mit Automatisierungs-, Informations- 
und Kommunikationstechnik ausgerüstetes Schiff, das selbständig und 
ohne Besatzung navigieren kann und von einer Landstation überwacht 
wird. Automatisierte Schiffe ohne Brückenbau und Unterkünfte für die 
Besatzung könnten vom Bug bis zum Heck mit Containern beladen wer-
den. Dadurch werden erhebliche Vorteile unter anderem im Hinblick auf 
die Reduzierung von Personal- und Betriebskosten erwartet. 

durchführen, ohne Mannschaft ist die 
Gefahr eines Schiffsverlustes als deut-
lich höher anzusehen. 

Vielzahl von Parametern

Anders als im richtungsgebundenen 
Straßenverkehr mit mehr oder weniger 
einheitlichen Rechten für alle Ver-
kehrsteilnehmer, stellen die Verkehrs-
regeln im überwiegend richtungsun-
gebundenen Verkehrsraum See auf 
eine Vielzahl von Parametern ab. Je 
nach Ort, Sichtweite, Tiefgang eines 

Schiffes, dessen Antrieb, Verrichtung 
oder Manövrierfähigkeit können sich 
im Einzelfall unterschiedliche verkehr-
liche Bevorrechtigungen und/oder 
Verpflichtungen ergeben. All diese 
anzunehmenden Situationen müssen 
von der Navigationssoftware eines au-
tonomen Schiffes mit Algorithmen hin-
terlegt, also erfasst, bewertet, richtig 
entschieden und mit Steuerbefehlen 
umgesetzt werden. Fachkreise halten 
vor diesem Hintergrund Änderungen 
der internationalen Kollisionsverhü-
tungsregeln für zielführend.

Interessant dürfte in diesem Zusam-
menhang auch die Verwirklichung der 
Beistandspflicht im Seenotfall sein. 
Fährt das autonome Schiff an einem 
havarierten Segelboot oder einer im 
Wasser treibenden Person vorbei oder 
müssen technische Seenothilfssysteme 
vorgehalten werden? Und wo können 
die gegebenenfalls an Bord gelangten 
Seebrüchigen Schutz finden?

Wohin und in welchen Schritten 
erfolgt nun die Entwicklung?

Unternehmen der maritimen Indus-
trie, Forschungseinrichtungen und 
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Universitäten treiben die Vision der 
unbemannten Schifffahrt zunehmend 
voran. Unter anderem wurden in dem 
EU-Projekt MUNIN (Maritime Unman-
ned Navigation though Intelligence 
in Networks – www.unmanned-ship.
org/munin) Voraussetzungen und 
Einsatzmöglichkeiten für die unbe-
mannte Frachtschifffahrt untersucht. 
Die Klassifikationsgesellschaft Det 
Norske Veritas – Germanischer Llo-
yd entwickelt zurzeit das Konzept-
schiff ReVolt (www.dnvgl.com/tech-
nology-innovation/revolt/index.html) 
und Norwegen hat als erstes Land 
im Trondheimfjord ein Testgebiet für 
autonome Schiffe ausgewiesen. Aus ei-
ner britisch/norwegischen Kooperation 
(www.automatedshipsltd.com) heraus 
soll das erste unbemannte Schiff 2018 
in Dienst gestellt werden.

Große Chancen

Die Arbeitskreis-Experten des Deut-
schen Verkehrsgerichtstags Ende Ja-
nuar in Goslar sehen in der Entwick-
lung autonomer Schiffe und deren 
Komponenten große Chancen für die 
auf Hochtechnologie ausgerichtete 
deutsche maritime Wirtschaft. Es sei 
dringend erforderlich, Klarheit über 
die technische Entwicklung und die 
erforderlichen rechtlichen Rahmen-
bedingungen zu schaffen. Neben Haf-
tungsfragen sind dieses zwei Aspekte:

1. Das internationale Seeverkehrs-
recht geht bisher davon aus, dass sich 
eine ausreichende Mindestbesatzung 
unter der Führung eines Kapitäns an 
Bord des Schiffes befindet, und weist 
diesem eine besondere Verantwortung 
für den sicheren Betrieb des Schiffes 

zu. Es bedarf der Klärung, wie diese 
Verantwortung bei autonomen Schif-
fen wahrgenommen werden kann. Für 
die verschiedenen Entwicklungsstufen 
der fortschreitenden Automatisierung 
sollten Möglichkeiten für besondere 
Regelungen zum Beispiel im Rahmen 
von Ausnahmen für Erprobungszonen 
und der Anerkennung eines gleich-
wertigen Ersatzes genutzt oder ge-
schaffen werden.

2. Die Sicherheit der weltweiten 
Seeschifffahrt, aber auch die Erhaltung 
der Wettbewerbsgleichheit setzen in-
ternational abgestimmte Grundsätze 
und Vorschriften voraus. Regelungen 
sollten deshalb im Rahmen der In-
ternationalen Seeschifffahrts-Orga-
nisation (IMO) erfolgen. Die Bundes-
regierung sollte sich zusammen mit 
anderen Mitgliedstaaten bei der IMO 
dafür einsetzen, dass angemessene 
Lösungen entwickelt werden.

Angriffe auf oder mit                   
autonomen Schiffen

Auf dem Verkehrsexpertentreffen 
nicht diskutiert worden, aber gleich-
wohl von grundlegender Bedeutung, 
sind die Sicherheitsaspekte unter der 
Überschrift Security, also Angriffe auf 
autonome Schiffe oder mittels autono-
mer Schiffe. 

Es bedarf keiner großen Vorstel-
lungskraft, dass autonome Schiffe zum 
Beispiel am Horn von Afrika geradezu 
als Einladung zur Piraterie verstanden 
werden. Sofern es gelingt, durch einen 
gezielten Cyberangriff den Kurs eines 
Schiffes zu manipulieren, kommt die 
Beute den Piraten auch noch entgegen 
gefahren. 

Ferngesteuertes Schiff als Waffe

Erscheint dieses Szenario von uns 
noch weit entfernt zu sein, so wis-
sen wir doch seit dem 11. September 
2001, den verheerenden Anschlägen 
unter anderen auf das New Yorker 
Word Trade Center, dass sich Ver-
kehrsmittel auch für terroristische 
Angriffe einsetzen lassen. Als Folge 
dieses Anschlages wurde die maritime 
Sicherheitsarchitektur einer grundle-
genden Novellierung unterzogen und 
mit ineinander greifenden Mechanis-
men versehen. Gefahrenabwehrpläne 
für Häfen und Schiffe, Festlegung von 
Verantwortlichkeiten an Bord, in der 
Reederei, im Hafen und in den Behör-
den, Aus- und Fortbildung in Sicher-
heitsbelnagen sowie umfangreiche 
Melde- und Kontrollsysteme seien hier 
nur als einige Beispiele genannt. Ein 

selbstfahrendes oder ferngesteuertes 
Schiff, das ohne Besatzung in die Ho-
heitsgewässer oder sogar bis in einen 
Hafen einfährt, erscheint mit den aktu-
ellen, besonderen Sicherheitsanforde-
rungen noch nicht kompatibel zu sein. 

Nicht ob, sondern wann?

Ob autonome Schiffe kommen wer-
den, wird in der Fachwelt mehrheitlich 
mit ja beantwortet. Offen ist die Frage 
nach dem Wann. Schätzungen rei-
chen dafür von 2020 bis 2040. Dabei 
könnte sich die technische Entwick-
lung schneller realisieren lassen als die 
Anpassung der rechtlichen Rahmen-
bedingungen. Letztendlich aber wird 
die Entscheidung eines Reeders über 
den Einsatz autonomer Schiffe un-
ter betriebswirtschaftlichen Aspekten 
beantwortet werden. Hierbei sind die 
Auswirkungen auf die zu leistenden 
Versicherungsprämien noch nicht ab-
sehbar.

VERKEHRSGERICHTSTAG

Künftig moderne „Geisterschiffe“ auf See?                              Foto: Hinrich Bäsemann/dpa

Angriff der U.S.-Navy auf ein Piratenschiff 
vor der somalischen Küste im Golf von 
Aden.                  Foto: Harry J. Storms/dpa
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Die Zweiradbranche prognos-
tizierte für das vergangene 
Jahr einen weiteren Zu-

wachs um etwa 22 Prozent, was einer 
Jahresbilanz von 560.000 Elektrofahr-
rädern entspricht. Damit dürften be-
reits mehr als drei Millionen Elektro-
fahrräder auf den Straßen unterwegs 
sein. Im Bereich der Elektroräder wer-
den dabei immer leistungsstärkere und 
schnellere Fahrzeuge entwickelt. Auch 
die Möglichkeiten des Tunings für 
Pedelecs verbessern sich stetig, sodass 
technische Veränderungen immer ein-
facher und unauffälliger vorgenommen 
werden können. Diese Entwicklung 
wird die Polizei künftig noch weiter 
vor Probleme stellen. Neben den stetig 

VERKEHR

Pedelecs und E-Bikes: 
Unfallzahlen steigen drastisch

Von Richard Lüken

Die Zweiradbranche boomt – Pedelecs und E-Bikes erfreuen sich einer 
großen Beliebtheit. Insbesondere bei Senioren sowie zunehmend auch 
bei Menschen in den Innenstädten, die diese Fortbewegungsmittel als 
umweltbewusste und gesunde Alternative zum Kraftfahrzeug wählen. 
Dies zeigt sich auch bei den Verkaufszahlen der vergangenen Jahre. 
Bereits 2015 gab es mit 535.000 verkauften Elektrorädern einen neuen 
Rekord. Zu Jahresbeginn 2016 waren damit rund 2,5 Millionen Elektro-
fahrräder auf deutschen Straßen unterwegs: ein Faktor für die polizei-
liche Verkehrsüberwachung. 

steigenden Verkaufszahlen sind für 
die Polizei insbesondere die künftigen 
Unfallzahlen von Bedeutung, um einer 
möglichen Unfallhäufung frühzeitig 
durch präventive Maßnahmen und 
Konzepte entgegen wirken zu können.

Rasanter Zuwachs

Viele Experten äußerten sich in der 
Vergangenheit bereits zu den mög-
lichen Folgen des rasanten Zuwachses 
auf dem Zweiradmarkt. Bis vor einigen 
Jahren wurden Elektrofahrräder in den 
Unfallstatistiken jedoch nicht oder nur 
vereinzelt separat ausgewiesen, so-
dass die Entwicklung der Unfallzahlen 

kaum überprüft werden konnte. Insbe-
sondere Vergleiche mit Erhebungen 
aus den Vorjahren waren somit nicht 
möglich.

Die Bundesregierung führte hier-
zu 2012 aus, dass spätestens ab 

dem Jahr 2014 in allen Bundesländern 
einheitlich auch Elektroräder separat 
in den Unfallstatistiken ausgewiesen 
werden sollen. Seit 1. Januar 2014 sind 
diese Zahlen in den jeweiligen Un-
fallstatistiken von Bund und Ländern 
zu finden. Erstmals kann daher ein 
Vergleich der Unfallhäufigkeit vorge-
nommen werden.

Für 2016 liegen noch keine ab-
schließenden Unfallzahlen vor. 

Diese werden voraussichtlich im zwei-
ten Quartal dieses Jahres veröffent-
licht. Allein von Januar bis Septem-
ber 2016 registrierte das Statistische 
Bundesamt jedoch bereits 3.214 Ver-
kehrsunfälle (VU), an denen Pedelecs 
beteiligt waren. Im gleichen Zeitraum 
des Vorjahres waren 2.313 Unfälle 
erfasst worden. Dies entspricht einer 
Zunahme um 39 Prozent innerhalb 
eines Jahres. Die Zahl der Unfälle mit 
E-Bikes erhöhte sich zeitgleich um 25 
Prozent. Motorisierte Unterstützung auf dem Fahrrad immer gefragter.        Foto: Rainer Jensen/dpa

                  Foto: Rainer Hackenberg/dpa
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Im relevanten Zeitraum stieg die 
Zahl der normalen Fahrradunfälle 

jedoch nur um etwa sechs Prozent an. 
Die Zahl der Unfallereignisse mit Per-
sonenschäden nahm ebenfalls rasant 
zu: 2015 waren es noch 441 Pedelec-
Unfälle mit Personenschäden, im dar-
auffolgenden Zeitraum bereits 621. 
Die Zahl der Schwerverletzten stieg 
von 206 auf 274 Personen an. Ähnlich 
sieht es bei der Zahl tödlich verletzter 
Nutzer aus. Hier erhöhte sich die Zahl 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum 
von 26 tödlich verletzten Elektrorad-
lern auf 46 – eine Steigerung um 76 
Prozent.

Für diesen Artikel wurden zu-
dem exemplarisch die Unfall-

zahlen für Niedersachsen erfragt. Er-
hebungen für 2015 zufolge wurden 
in dem Bundesland fünf tödliche Un-
fälle mit Pedelecs registriert. Insge-
samt kamen 55 Radfahrer ums Leben. 
Sämtliche tödlich verlaufenden Unfälle 
unter Beteiligung eines Elektrorades 
wurden durch andere Verkehrsteil-
nehmer verursacht. Von den tödlich 
verunfallten Nutzern waren 80 Prozent 
über 65 Jahre alt.

Mehr schwere Unfälle

Auf den ersten Blick erscheinen die 
oben genannten Unfallzahlen erschre-
ckend. Der Zweirad-Industrie-Verband 

(ZIV) ließ in einer Pressemitteilung 
im Januar hierzu verlauten, dass von 
Pedelecs und E-Bikes im Allgemei-
nen keine höhere Unfallgefahr aus-
gehe. Vielmehr steige die Unfallbe-
teiligung proportional zur Steigerung 
der Verkaufszahlen, sowie den größe-
ren zurückgelegten Distanzen. Diese 
Zunahme sei daher wenig verwun-
derlich. Auf der anderen Seite muss 

jedoch angeführt werden, dass aus 
den ersten Unfallzahlen vor allem eine 
überproportionale Zunahme schwerer 
Verkehrsunfälle festzustellen ist. Dies 
wird hierbei insbesondere in einem 
Vergleich mit normalen Radfahrern 
deutlich. Zu einem ähnlichen Ergebnis 
kam bereits eine Studie der Deutschen 
Hochschule der Polizei bei einer Aus-
wertung der Unfallzahlen mit Pedelecs 
für das Land Baden-Württemberg. Hier 
wird ebenfalls im Allgemeinen keine 
erhöhte Unfallgefahr für die Nutzer von 
Pedelecs gesehen. Allerdings seien im 
Falle eines Verkehrsunfalls die Unfall-

folgen meist gravierender. Dies dürfte 
unter anderem auf höhere gefahrene 
Geschwindigkeiten, falsche Fahrbahn-
benutzung, sowie einen verlängerten 
Bremsweg zurückzuführen sein.

Viele ältere Verkehrsteilnehmer 
auf motorisierten Rädern

Zudem ist festzustellen, dass ein 
Großteil der verkauften Elektrofahr-
räder von Senioren genutzt wird. Dies 
liegt an einem Wandel im Mobilitäts-
verhalten, denn viele Personen der 
Generation 60+ nutzen Elektroräder 
vermehrt zur Aufrechterhaltung ih-
rer Mobilität im Straßenverkehr und 
zur Teilnahme am gesellschaftlichen 
Leben. Senioren stellen die Haupt-
nutzergruppe im Bereich der Pedelecs 
dar und weisen zugleich ein beson-
deres Gefahrenpotenzial auf, da sie 
im Regelfall über eine schlechtere 
Wahrnehmung und Reaktionsfähig-

keit verfügen. Mit zunehmendem Alter 
kommt es zu Einschränkungen des 
peripheren Sehvermögens, sowie der 
dynamischen Sehschärfe, was wiede-
rum zu fatalen Fehleinschätzungen im 
Straßenverkehr führen kann. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass sie im Falle 
eines Verkehrsunfalls leichter schwere 
Verletzungen erleiden als junge Men-
schen. Insofern ist durch die vermehrte 
Nutzung von Elektrofahrrädern, in 
Abhängigkeit zur Hauptnutzergrup-
pe, mit einer Zunahme insbesondere 
schwerer oder tödlich verlaufender 
VU zu rechnen.

                        Foto: Mihajlo Maricic/dpa

Das Bewältigen von Steigungen ist heute keine Frage der Kondition mehr. 
						                Foto: HUK-COBURG/dpa

Nicht alle Unfälle polizeibekannt

Abschließend sei darauf hingewie-
sen, dass nicht alle Unfälle unter Be-
teiligung von Elektrorädern polizeilich 
bekannt werden. Insbesondere bei 
Alleinunfällen, also Stürzen der Fah-
rerinnen und Fahrer, zeigte sich in 
einer Unfallstudie aus Münster, dass 
nur etwa 30 Prozent aller Alleinunfälle 
von normalen Radfahrern polizeilich 
bekannt werden. Diese Ergebnisse 
dürften auch auf Alleinunfälle mit 
Elektrorädern übertragbar sein, wes-
halb die tatsächliche Unfallbelastung 
durchaus höher ausfallen dürfte.

Angesichts der aktuellen Entwick-
lung auf dem Zweiradmarkt muss da-
von ausgegangen werden, dass die 
Unfallbelastung weiter zunehmen und 
eine Beteiligung von Pedelecs und 
E-Bikes am Unfallgeschehen zum po-
lizeilichen Alltag gehören wird.

VERKEHR
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BUNDESTARIFKOMMISSION

Tarifeinigung für  Hessen 2017/2018

Die Gewerkschaft der Polizei bie-
tet vom 22. bis 31. Oktober 2017 
wieder allen Interessierten von 
Bund und Ländern und ihren Part-
nern und Freunden eine unvergess-
liche Bildungsreise nach Israel an. 
Anmeldungen werden bis 1. Juni 
entgegengenommen. Die Reise ist 
als förderungswürdig anerkannt, für 
sie kann Sonderurlaub (für Beamte) 
beziehungsweise Bildungsurlaub 
(für Arbeitnehmer) nach den je-
weiligen Vorschriften in Anspruch 
genommen werden. 

Telefonische Rückfragen an den 
abermaligen Reiseleiter Sven Hüber  
unter 030-1868114610. Das Anmel-
deformular, die Reisebedingungen 
mit Preis und Programminhalten, 
aber auch spannende Berichte und 
Bilder der vergangenen Reisen fin-
det man auf unserer speziellen In-
ternetseite unter http://israelreise.
gdp-bundespolizei.de/.                          	
	                            Sven Hüber

BILDUNG

GdP-Reise nach Israel

Hessens GdP-Chef Andreas Grün                          	
	          Foto: Markus Hüschenbett

 In den Morgenstunden des 3. März 
ist nach schwierigen, dennoch kon-
struktiven Verhandlungen ein akzep-
tables Ergebnis für die Tarifbeschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes in 
Hessen erzielt worden. 

Die für den Polizeibereich rele-
vanten Ergebnisse: • Erhöhung 

der Tabellenentgelte ab 1. März 2017 
um 2,0 Prozent, mindestens um 75 Euro 
und ab 1. Februar 2018 um 2,2 Prozent. 
• Auszubildende nach dem Tarifver-
trag für Auszubildende des Landes 
Hessen in Ausbildungsberufen nach 
dem Berufsbildungsgesetz erhalten ab 
1. März 2017 einen Festbetrag in Höhe 
von 35 Euro und ab 1. Februar 2018 
einen weiteren Festbetrag in Höhe 
von 35 Euro. • Der Urlaubsanspruch 
für Auszubildende wird auf 29 Tage im 
Kalenderjahr angehoben. Die Beschäf-
tigungssicherung für Auszubildende 
wird am 1. Januar 2017 wieder in Kraft 
gesetzt. Weiterhin wurden Maßnah-
men zur Verbesserung der Entgelt- 
und Arbeitsbedingungen vereinbart: 
• Stufengleiche Höhergruppierung ab 
dem 1. Januar 2018. • Einführung ei-
ner Fachkräftezulage (IT-Fachkräfte, 
Ingenieure, Ärzte) in Paragraf 18 Ta-
rifvertrag für den Öffentlichen Dienst 
des Landes Hessen (TV-H) in Höhe 
von bis zu 20 Prozent der Stufe 2. • 
Einführung der Erfahrungsstufe 6 in 
den Entgeltgruppen 9 („große“ E 9) 
bis 15 ab 1. Januar 2018 mit 1,5 Prozent 
und ab 1. Oktober 2018 mit weiteren 
1,5 Prozent nach fünf Jahren in Stufe 
5. Die bisherige verbrachte Stufenlauf-
zeit in der Stufe 5 wird angerechnet. 
Bei Beschäftigten der Entgeltgruppe 
9 mit einer besonderen Stufenlaufzeit 
(„kleine“ E 9) erhöht sich der Tabel-
lenwert nach 5 Jahren in Stufe 4 ab               
1. Januar 2018 um 53,50 Euro und ab 1. 
Oktober 2018 um weitere 53,50 Euro. 
Die zum 31. Dezember 2017 in Stufe 
4 verbrachte Zeit wird berücksichtigt. 

Des Weiteren haben wir mit dem 
Land eine Freifahrtberechti-

gung für alle Beschäftigten (Azubis, 
Tarifbeschäftigte und Beamte) des 
Landes Hessen vereinbart. Demnach 
sind ab 1. Januar 2018 alle Landesbe-
diensteten berechtigt, den Nah- und 
Regionalverkehr (Busse und Bahnen) 
im Bereich Hessen, unabhängig von 
der Strecke Wohnort/Dienstort inklusi-
ve der gängigen Mitnahmeregelungen 

im Rahmen der geltenden Tarifbestim-
mungen der Verkehrsverbünde, zu-
nächst befristet bis zum 31. Dezember 
2018, kostenfrei zu nutzen. Der Nach-
weis der Nutzungsberechtigung soll 
durch den Dienstausweis erfolgen. Der 
geldwerte Vorteil wird durch das Land 
pauschal versteuert. Eine Sozialversi-
cherungspflicht entsteht dadurch nicht. 
Der steuerliche Werbungskostenabzug 
für Fahrten mit dem eigenen Kfz zwi-
schen Wohn- und Dienstort in Form der 
Entfernungspauschale wird durch die 
künftige Freifahrtberechtigung nicht 
berührt. Das Land beabsichtigt, bei 
vorliegenden rechtlichen Vorausset-
zungen die Freifahrtberechtigung über 
den Zeitraum des 31. Dezember 2018 
hinaus zu verlängern. Auch eine Pro-
zessvereinbarung über Tarifverhand-
lungen zur Entgeltordnung TV-H wur-
de gemeinsam beschlossen. Hier heißt 
es: „Die Tarifvertragsparteien stimmen 
darin überein, Tarifverhandlungen zur 
Entgeltordnung zum TV-H unter Be-
rücksichtigung der Entwicklung im 
Übrigen öffentlichen Dienst fortzufüh-
ren. Die Verhandlungen sollen 2018 
abgeschlossen sein, damit in der Ta-
rifrunde 2019 über die Inkraftsetzung 
der geeinten Änderungen entschieden 
werden kann.“ 

Die Frage der Entzerrung der 
Entgeltgruppe 9 wird ebenfalls 

Gegenstand der Verhandlungen zur 
Entgeltordnung zum TV-H sein. Ge-

einigt hat man sich auch über die Be-
rücksichtigung von Berufserfahrung 
in der Entgeltgruppe 9 (klein): Für 
Arbeitsverhältnisse, die der besonde-
ren Stufenlaufzeit von fünf Jahren in 
Stufe 2 unterfallen, erfolgt die Einstel-
lung in die Stufe 3 bei Vorliegen einer 
einschlägigen Berufserfahrung von 
insgesamt mindestens sechs Jahren. 

Zudem gab es Verbesserungen im 
Bereich Familie und Beruf: Beur-

laubungszeiten zur Kinderbetreuung 
oder Pflege von nahen Angehörigen, 
die über eine Dauer von drei Jahren 
hinausgehen, führen nicht mehr zu 
einer Rückstufung, sondern hemmen 
lediglich die Stufenlaufzeit. Im Falle 
der vollständigen beziehungsweise 
teilweisen Freistellung zur Pflege eines 
pflegebedürftigen nahen Angehörigen 
wird bis Ende des Kalenderjahres, in 
dem die Pflegezeit in Anspruch ge-
nommen wird, die Jahressonderzah-
lung nicht vermindert. Im Gesamtvo-
lumen ist dies ein guter Abschluss, der 
für die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes in Hessen erreicht worden ist. 

Heinz Schiskowsky



38   5 – 2017 DEUTSCHE POLIZEI  

Als pensionierter Beamter der 
Bundespolizei kann und will ich 

den Leserbrief des Herrn Wendelborn 
nicht unkommentiert lassen, denn Herr 
Kalt beschreibt in seinem Brief in der 
März-Ausgabe lediglich die politische 
Versäumnisse und ihre Auswirkungen 
auf die Landes- beziehungsweise Bun-
despolizei, die Folgen einer unkon-
trollierten Einwanderungspolitik und 
seine Erwartungshaltung an Gewerk-
schaften. Bei alledem sieht er keine 
Gefahr für die freiheitlich demokra-
tische Grundordnung unseres Landes 
und dem stimme ich uneingeschränkt 
zu.

In seinen Ausführungen beschreibt 
er Tatsachen der Wendezeit mit 

lediglich drei Sätzen, wobei der ent-
scheidende Satz mit den Worten „der 
praktizierten Solidarität und Demo-
kratie für schwächer gestellte Min-
derheiten“ endet. Herr Wendelborn 
reist hier den Begriff Minderheiten 
völlig aus dem Zusammenhang und 
überträgt ihn Eins-zu-eins auf die Be-
völkerung der ehemaligen DDR, um 
anschließend seinen abstrusen Ge-
danken zur Deutschen Einheit und 
einem verklärten Weltbild freien Lauf 
zu lassen. Nun ja, schwächer gestell-
te Minderheiten gibt es auch 2017 in 
allen Teilen unseres Landes und unter 
allen Nationalitäten.

Herr Wendelborn empfindet das 
Wort „Minderheit“ als Diskriminie-
rung aller Bürgerinnen und Bürger 
der DDR und beschreibt folglich ein-
drucksvoll das Schicksal seiner Fami-
lie, seines Großvaters und Vaters, die 
nach Endes des Krieges sicher keine 
Einzelschicksale waren. Ich will hier 
nicht auf die Folgen der Flucht und 
Vertreibung für alle Deutschen einge-
hen, das würde den Rahmen eindeu-
tig sprengen, wenngleich auch meine 
Großeltern väterlicherseits Kriegs-
flüchtlinge waren. Herr Wendelborn 

hat recht, dass niemand aus den Nach-
kriegsgeneration es sich aussuchen 
konnte, in welchem Teil Deutschlands 
er geboren und aufgewachsen ist und 
dass wir nach dem Grundgesetz alle 
Deutsche sind und waren. 

Damit enden aber auch die Über-
einstimmungen zu den Ausfüh-

rungen eines Mannes, der 2017 noch 
immer von den hochgelobten Errun-
genschaften des real existierenden 
Sozialismus schwärmt, das heißt aber 
auch, dass er sich mit der Geschichte 
der eigenen Heimat besonders diffe-
renziert auseinander setzen sollte, be-
vor er solch tollkühne Thesen aufstellt.

Ich bin im Zonenrandgebiet aufge-
wachsen, hatte verwandtschaft-

liche Bindungen in die DDR und habe 
ab Mitte der 60er-Jahre persönlich 
erlebt, wie diese Verwandtschaft bis 
zum DDR-Ende materiell und finan-
ziell unterstützt wurde. Dies war kein 
Einzelfall, sondern real gelebte Soli-
darität und Nächstenliebe hunderttau-
sender Bundesbürger, ohne sich von 
den wiederkehrenden Schikanen der 
DDR-Oberen bei der Beantragung ei-
ner Besuchserlaubnis beziehungswei-
se bei der DDR-Einreise entmutigen 
zu lassen. Ja, Herr Wendelborn, da ist 
viel Geld geflossen, das hier erarbeitet 
wurde. Der von ihnen beschriebene 
imaginäre Warenkorb funktionierte 
volkswirtschaftlich vor allem durch 
Tauschhandel oder in den Intershops, 
hier allerding nur gegen harte West-
devisen.

Ich möchte auch keinem Werk-
tätigen der ehemaligen DDR zu 

nahe treten oder ihn beleidigen, aber 
es war kein Geheimnis, das sollte 
auch Herr Wendelborn wissen, dass 
die Volkswirtschaft des Arbeiter- und 
Bauernstaates staatlich subventioniert 
war. Viele Millionen, ja Milliarden 
bundesdeutscher Steuergelder wurden 
in dieser Zeit nach Ostberlin überwie-
sen, um das friedliche Zusammenleben 
und Überleben der DDR zu sichern. 
Das war gelebte Solidarität der Steu-
erzahlerinnen und Steuerzahler der 
Bundesrepublik an die Minderheit von 
16 Millionen deutschen Staatsbürgern 
in der DDR. Ich habe in dieser Zeit 
niemanden kennengelernt, der nicht 
von der Richtigkeit dieser finanziellen 
Unterstützung überzeugt war. 

Ich habe auch die Wende in bester 
Erinnerung, wobei ich ausdrück-

lich betone, dass ich nicht alles gut 
heißen möchte, was in dieser Zeit auf 
die Bürgerinnen und Bürger der DDR 
eingestürmt ist. In polizeilichen Son-
derlagen würde man eine solche Situa-
tion wohl als Chaosphase bezeichnen. 
Diese Wende war aber die einmalige 
Chance, alle Deutschen nicht nur im 
Grundgesetz, sondern auch in einem 
Staatsgebiet zu vereinen und diese 
musste beim Schopf gepackt werden. 
Bundeskanzlerin Merkel würde dieses 
Handeln aus heutiger Sicht alternativ-
los bezeichnen.

Selbstverständlich wirkte sich die 
Einführung des Solidaritätsbei-

trages auf alle Deutschen aus. Mit dem 
Umtausch der D-Mark, der sofortigen 
Einführung der Sozialsysteme inklusi-
ve Renten,  der sofortigen  Aufbauhilfe 
in den neuen Bundesländern mussten 
die alten mit Milliardenbeträgen in 
Vorleistung gehen, und sie haben es 
gerne getan. Das war praktizierte So-
lidarität und gelebte Demokratie für 
eine deutsche Minderheit, wie es Herr 
Kalt in wenigen Sätzen festgestellt und 
ohne diskriminierenden Hintergrund 
beschrieben hat.

Nein, Herr Wendelborn, sie irren 
gewaltig, denn „Auferstanden 

aus Ruinen“ ist die DDR nicht in den 40 
Jahren ihrer Existenz, sondern mit dem 
Einigungsvertrag und dem Beitritt am 
3. Oktober 1990, den alle Deutschen 
ganz zu Recht und vielleicht auch mit 
etwas Stolz als gemeinsamen Feier-
tag begehen. Wobei noch festzuhalten 
wäre, wie dumm und naiv ich Ihre 
Aussage finde, dass der Beitritt zur 
Bundesrepublik ausschließlich nach 
deren Regeln erfolgte.

Niemand erwartet großartigen 
Dank für das, was damals gelei-

stet wurde, aber es war der Grundstock 
dafür, dass, wie Sie es beschreiben, 
ein ansehnliches, lebens- und für viele 
auch liebenswertes Land entstanden 
ist. Etwas mehr Demut und Respekt vor 
den damals handelnden Personen aus 
Politik und Wirtschaft, insbesondere 
aber auch von den Steuerzahlerinnen 
und Steuerzahlern der alten Bundesre-
publik, würde ich aber doch erwarten.

Es freut mich, dass ein DDR-Nostal-
giker, als Sohn eines erfolgreichen Un-
ternehmers mit langjähriger Erfahrung 
in der freien Wirtschaft, doch noch 
seine Bestimmung als Kripo-Beamter 
in einer westdeutschen Großstadt ge-
funden hat. Erwartet hätte ich, dass 

Fortsetzung von Seite 3
forum
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und Eigeninitiative über 40 Jahre im 
Keim erstickt. Das haben einige offen-
sichtlich bis heute noch im Blut.

Dieses unhaltbare Gejammer 
dürfte die GdP nach 27 Jahren 

nicht mehr drucken, sonst gewinnen 
junge Kollegen von der sogenannten 
DDR einen falschen Eindruck.

Bernd Wegner, Berlin
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er diese weitgefächerte Erfahrung in 
den Polizeidienst einer vergleichbaren 
Stadt in den neuen Ländern einbringt. 
Bei 100 Prozent Westgehalt ist einem 
das Hemd dann doch wieder näher 
als die Hose, nicht wahr, Herr Wen-
delborn?

Nicht den Leserbrief des Herrn 
Kalt finde ich fraglich, sondern 

dem des Kollegen Wendelborn. Wenn 
jemand mehr als ein Vierteljahrhun-
dert nach der Deutschen Einheit noch 
derart abstruse Thesen in der DP ver-
tritt, dann ist dies, insbesondere aus 
dem Munde eines Polizeibeamten, für 
mich als Bürger dieses Landes und 
jahrzehntelang aktiver Gewerkschaf-
ter, nahezu unerträglich.

Heinz Hoffmann, Münchberg

Ich kann mich den Leserbriefen der 
Herren Auffarth und Döring aus der DP 
4/17 nur anschließen und unterstützen.

Schluss mit der Prozentverteilung 
bei Lohn- und Gehaltsabschlüssen für 
mehr Gerechtigkeit.

Harald Gobrecht, 
Uslar-Allershausen

Zu: Lesermeinungen                  
der Kollegen Auffarth und            

Döring, DP 4/17

Beide Kollegen äußern sich zur 
Meinung des Kollegen Helmut 

Kalt. Kollege Wendelborn singt ein 
Loblied auf die DDR, was ich hier nicht 
unwidersprochen hinnehmen kann. 
Zitat: „... dass aus der DDR ein durch-
aus ansehnliches und lebens- und für 
viele auch liebenswertes Land gewor-
den ist.“

Lieber Kollege Wendelborn! 
Nichts gegen die Lebensleistung 

ihrer Eltern, aber wann soll denn das 
gewesen sein? 1953 während des Ar-
beiteraufstandes? Meine Mutter und 
mein Vater wurden schon in dieser 
Zeit zur Flucht gezwungen, weil sich 
mein Vater kritisch zu den wirtschaftli-
chen Verhältnissen geäußert hatte. Es 
wurde ihm mit einem Platz im Uran-
bergbau gedroht! 1954 wurde ich in 
West-Berlin geboren, 1972 als Poli-
zeibeamter ausgebildet, ging ich 1990 
in den Ostteil der Stadt und versah 
hier meinen Dienst bis zur Erreichung 
des Pensionsalters. Während meiner 
Dienstzeit an der Basis habe ich mit 
vielen Bürgern aus der ehemaligen 
DDR gesprochen. Eine solche Sicht-
weise, wie die ihre, kam selten und 
dann nur immer von Privilegierten!

Die Wahrheit ist, dass sich die 
DDR-Bürger über die Jahre in 

ihrem von Mangelwirtschaft geprägten 
Pseudosozialismus eingerichtet hat-
ten. Das hätte wohl jeder unter den 
Umständen gemacht. Die Südfrüchte 
gingen aber nach Wandlitz!

Und über allem wachte der Staat 
im Staat, die „Stasi“! Zusam-

men mit der SED wurde die Gleich-
schaltung aller Bürger vorangetrieben! 
Wie wir alle wissen, ist viel Unrecht 
geschehen! Die Bürger des „liebens-
werten Landes“, welches ein Unrechts-
staat war, haben dann dem Spuk ein 
Ende gesetzt! Die „Alu-Chips“ hatten 
nie einen von der Wirtschaft gestütz-
ten Wert wie die DM. Die DDR war 
ständig auf der Suche nach „Valuta“ 
und Franz-Josef Strauß, CSU, musste 
zu seiner Zeit noch ein paar Milliön-
chen rüberreichen, sonst wäre die DDR 
pleite gewesen. Der Umtausch 2:1 war 
daher gerechtfertigt!

Die „harten Brocken“ beziehen 
sich auf die Infrastruktur der 

DDR, die am Boden lag. Hier musste 
erst einmal durch die alten Bundeslän-
der investiert werden, auch mit dem 
Soli-zuschlag. Und wie wir wissen, 
wurde etwas daraus, während in den 
westlichen Bundesländern der Verfall 
einsetzte.

Um den „Wirtschaftsraum mit 
16 Millionen Konsumenten“ 

nutzen zu können, musste auch erst 
einmal investiert werden. Die damals 
arbeitslosen Bürger konnten nichts 
konsumieren und wanderten ab. Im 
Laufe der Jahre und des wirtschaftli-
chen Aufschwunges in Ostdeutschland 
sind viele zurückgekehrt. Die Zukunft 
gehört den jungen Menschen, die von 
der Vergangenheit unbelastet sind 
und nicht denen, die von alten Zeiten 
schwärmen.

Kollege Peter Spindler schreibt, 
„Rechtsstaat heißt, dass der Bür-

ger sich gegen den Staat wehrt und 
der Staat ... verpflichtet ist, dass man 
es umsetzt!“ Quelle: Talkshow aus 
dem „Ösi-Fernsehen“. Lieber Kollege, 
ich habe in allen mir zur Verfügung 
stehenden Unterlagen gesucht, habe 
aber eine solche Definition zum Begriff 
„Rechtsstaat“ nicht gefunden, selbst 
im DDR-Recht nicht. Ich erspare mir 
jetzt darüber einen Vortrag zu halten. 
Es ist ja alles nachzulesen.

Festzustellen ist, dass Demokra-
tie und Pluralismus sowie Mei-

nungsfreiheit Grundwerte unserer 
Gesellschaft sind. Wir haben eine 
parlamentarische Demokratie. Das 
heißt nicht, dass eine unzufriedene 
Minderheit der Mehrheit ihren Willen 
aufzwingen kann. Auch die „totale 

Ablehnung“ darf nicht dazu führen, 
dass Flüchtlingsunterkünfte in Brand 
gesteckt werden, Ausländer durch die 
Stadt getrieben werden und so weiter. 
Diese Zeiten hatten wir schon einmal 
in den 90er-Jahren. Ich erinnere bei-
spielsweise an Rostock, Hoyerswerda. 
Jetzt Bautzen, Clausnitz oder Freiberg. 
Hierbei handelt es sich um schwere 
Straftaten und nicht um Meinungsäu-
ßerung. Dazu schreiben Sie nichts? Sie 
äußern sich doch hier als Polizeibeam-
ter in einem Forum der Polizei!

Und dazu noch die Statements 
der hochbezahlten örtlichen 

Polizeiführer, die, anstatt sich streng 
an Neutralität und Fakten zu halten, 
noch Öl ins Feuer gießen. Merkwür-
digerweise sind die meisten Vorgänge 
in Ostdeutschland und Sachsen zu ver-
zeichnen. Das im Rahmen der Flücht-
lingswelle erhebliche Fehler begangen 
wurden und Politikern jetzt ihre Spar-
politik bei der Polizei auf die Füße fällt, 
was viele schon vorhergesagt haben, 
ist unbestritten. Der Flüchtlingsstrom 
von 1990 ist, mit dem von heute in 
seinem Ausmaß, nicht zu vergleichen. 
Wie hätten sie denn eine solche Welle 
aufhalten wollen. „Schießbefehl gegen 
Sperrbrecher“? So hieß es in der DDR. 
Und wie viele sind den seinerzeit aus 
dem Bruderstaat Chile gekommen? 
Die DDR bildete nur Menschen aus 
den sozialistischen Bruderstaaten öf-
fentlichkeitswirksam aus. Die Leih-
arbeiter aus Mosambik oder Vietnam 
hielten sich nur in ihren Wohnheimen 
auf und waren nicht in der Öffent-
lichkeit zu sehen. Wo ist die „Soli-
darität“ von heute? Durchschnittlich 
zwei Prozent Ausländeranteil und man 
spricht von „Umvolkung“!? Sie werfen 
anderen vor, dass der Hass den Stift 
führt. Lieber Kollege Spindler, ihre 
Meinungsäußerung aus dem „Tal der 
Ahnungslosen“ ist nicht viel besser!

Carol Paul Strauch, Falkensee

forum
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Anfang der 1980er-Jahre entstand 
in Berlin (West) eine Hochburg der 
Hausbesetzerszene. Besonders im Be-
zirk Kreuzberg hatte sich seit Jahren 
eine starke, politisch linksorientierte 
Szene entwickelt, die im bewussten Wi-
derspruch zu den etablierten Parteien 
stand. Dazu gehörte eine neue gewalt-
bereite Gruppe, die sich als Autonome 
bezeichnete. Die Kreuzberger Bevölke-
rung war von hoher Arbeitslosigkeit und 
wirtschaftlichem Niedergang geprägt. 
Deren Wohnumfeld bestand oftmals 
großflächig aus einer überalterten und 
nicht sanierten Gebäudesubstanz. Da-
raus resultierte, dass dort meist ärmere 
Bevölkerungsgruppen wohnten, zu de-
nen neben den gering verdienenden 
Arbeitern Studenten und Ausländer 
zählten. Die linke Politszenerie entwi-
ckelte darin ein Eigenleben und eine Art 
Parallelgesellschaft, worin und woraus 
sie ihr Unterstützerpotential zog. Dies 
wirkte sich als Magnet für Gleichge-
sinnte aus der ganzen Bundesrepublik 
aus. Da es in Berlin (West) aufgrund des 
Vier-Mächte-Status keine Wehrpflicht 
gab, zogen Personen gerade deshalb in 
die Stadt und vor allem nach Kreuzberg.

1987 war von drei Ereignissen po-
litisch, gesellschaftlich, aber auch po-
lizeilich geprägt – die Volkszählung, 

Der 1. Mai 1987 – 
Demaskierung eines 
Mythos

den Staatsbesuch des US-Präsenten 
Ronald Reagan und das 750-jährige 
Stadtjubiläum, die für die linke Szene 
absolute ̀ Reizthemen´ waren. Dagegen 
wollte man nicht nur massiv protestie-
ren, sondern, besonders  seitens der 
Autonomen, auch durchaus gewaltsam 
vorgehen. Hierzu wurde in der Öffent-
lichkeit eine durchweg konträre Stim-
mung erzeugt, die bewusst mit gewalt-
samen Aktionen begleitet werden sollte.

Am Vorabend des 1. Mai nahm die 
Polizei im sogenannten Volkszählungs-
boykottbüro im Mehringhof eine von 
der Staatsanwaltschaft  angeordnete 
erfolgreiche Durchsuchung vor mit 
dem Ziel, eine sehr große Anzahl an 
Boykottaufrufschriften zu beschlag-
nahmen. Beinahe zeitgleich eröffnete 
der Regierende Bürgermeister im ICC 
die 750-Jahr-Feier. All das rief jetzt die 
linke Politszene auf den Plan. Am 1. 
Mai sollte am Lausitzer Platz in Kreuz-
berg ein Straßenfest stattfinden, das 
von der Alternativen Liste und der So-
zialistischen Einheitspartei Westberlin 
organisiert worden war. Dort wurde 
die Durchsuchung heftig diskutiert. In-
nerhalb des Festes befanden sich aber 
auch Angehörige der autonomen Sze-
ne. Für sie war der nächtliche Einsatz 
von Polizei und Staatsanwaltschaft ein 
willkommener, zusätzlicher Anlass für 
gewaltsame Aktionen.

Erst langsam und eher verhalten be-
gannen die Ausschreitungen in Kreuz-
berg rund um das Straßenfest. Dann 

aber explodierte die Stimmung, und es 
begann ein Straßenkampf mit der Poli-
zei, der ein völlig ungeahntes Ausmaß 
an Gewalt und Zerstörung mit sich zog. 
Der ̀ Urknall´ der Gewalt am 1. Mai wur-
de hier geboren und verbreitete seitdem 
im flackernden Licht des Feuers eine 
völlig sinnlose Gewalt! 

Der Polizeieinsatz anlässlich dieser 
Ausschreitungen findet nur in den On-
linearchiven mancher Zeitungen, in 
linker Szeneliteratur und in wenigen 
Büchern Erwähnung. Eine detaillierte 
Darstellung der Geschehnisse fehlte 
bisher. Dieses Buch stellt sich dieser 
Aufgabe und zeigt, wie es zu dem 
Polizeieinsatz kam, stellt einen zeit-
lichen Ablauf der Ereignisse bis zum 
US-Staatsbesuch am 12. Juni 1987 dar 
und legt dar, welche Erfahrungen die 
Polizei daraus entnahm. Ergänzt wird 
die Dokumentation mit der Struktur 
der beteiligten Berliner Polizeieinsatz-
kräfte sowie deren Ausrüstung und 
Fahrzeuge. Durch eine große Anzahl 
von Karten, Skizzen, schwarzweißen 
und farbigen Abbildungen wird der 
Polizeieinsatz in seinen Einzelheiten 
beleuchtet und illustriert.

Autor Michael Stricker ist seit 1988 
Polizeivollzugsbeamter des Landes 
Berlin.
Der 1. Mai 1987 – Demaskierung eines 
Mythos, Michael Stricker, Verlag für 
Polizeiwissenschaft, 2016, 268 Seiten, 
39,90 Euro, ISBN 978-3-86676-459-0
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MIT DEN KLEINEN VON
GANZ GROSS RAUSKOMMEN!
Bunt kommt der Sommer daher, genau wie die Tischgrills aus dem Hause tepro. Neben den knalligen Farben zeichnen sich
die Grillgeräte durch ihre kleine Größe und viele Funktionen aus. Somit findet er Platz in jeder
Terrassenecke und sorgt dennoch für einen gelungenen Grillspaß oder wird ein optimaler
Begleiter für unterwegs. Ein farbenfrohes Grillvergnügen in vielen Bereichen.

Mini-Kugelgrill „Salida“
Grillfläche: ca. 34,5 cm Ø
verchromter Grillrost
pulverbeschichteter Deckel mit
Lüftungsschieber und Feuerwanne
praktisches Deckelscharnier
3 klappbare Standbeine
Arbeitshöhe: ca. 32 cm

Maße aufgebaut (BxTxH):
ca. 42 cm x 42 cm x 54,5 cm
Gewicht: 3 kg netto
Schwarz/Türkis 259005
Schwarz/Lemon 259105

32,95 E 41,95 E

Chill & Grill Holzkohlengrill „Cube“
Grillfläche: ca. 31,5 x 31,5 cm
verchromter Grillrost mit zwei Kunststoffhandgriffen
Grillrost durch Neupositionierung höhenverstellbar
lackierter Deckel mit Deckelgriff
Deckel am Grillgehäuse zu befestigen
emaillierte Kohleschale und lackiertes
Grillgehäuse mit integr. Standfüßen
Arbeitshöhe ca. 25/29 cm

Maße aufgebaut (BxTxH):
ca. 53,5 cm x 36,3 cm x 35 cm
Gewicht: 6.3 kg netto
Rot 259205
Anthrazit 259305
Orange 259405

46,95 E 58,70 E

Tisch-Gasgrill „Abington“
Edelstahl-Brenner, max. 3,1 kW
Grillfläche: ca. 47 x 35 cm
2 emaillierte Guss-Grillroste je ca. 23,5 x 35 cm
emaillierte Flammschutzplatte und Feuerwanne
pulverbeschichteter Deckel mit Kunststoffgriff
Thermometer & abnehmbare Seitenablagen
integrierte Piezo-Zündung im Drehregler
inkl. Gaskartuschenhalter, Schlauch und Regler für
handelsübliche 5/11 kg Gasflaschen
(nicht im Lieferumfang enthalten)

Maße aufgebaut (BxTxH):
ca. 94 cm x 43,5 cm x 38,5 cm
Gewicht: 8.7 kg netto
Anthrazit/Schwarz 259505

123,50 E 154,50 E

Die perfekte Grillbeilage!
Basic Trinkglas „BBQ Chef“
0,5l im Einzelkarton.
Ø 7,8 cm, 26 cm (H).

259605

2,95 E 3,75 E
(Bei Auftragswert unter 100,- €
zzgl. 4,50 € Porto- und Versandkosten.)

Lieferung der Grills, frei Haus Bordsteinkante. Versand der Grills mit anderen Werbemittel aus dem OSG-Shop ist leider nicht möglich!
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